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Promotionsordnung der Fakultät Architektur und Bauingenieurwesen 
der Technischen Universität Dortmund vom 13. August 2012 
 
Auf Grund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 67 Abs. 3 des Gesetzes über die Hochschu-
len des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober 2006 (GV. 
NRW. S. 474), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90), hat 
die Technische Universität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 
 
Inhaltsverzeichnis: 
 
§ 1 Promotionsrecht 
§ 2 Zweck der Promotion 
§ 3 Promotionsausschuss 
§ 4 Voraussetzung zur Zulassung zur Promotion 
§ 5 Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 6 Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 7 Betreuung 
§ 8 Widerruf der Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 9 Strukturiertes Promotionsprogramm 
§ 10 Dissertation 
§ 11 Antrag auf Annahme der Dissertation und Einreichung der Dissertation 
§ 12 Eröffnung des Promotionsverfahrens und Bestellung der Gutachterinnen und   
          Gutachter 
§ 13 Prüfungskommission 
§ 14 Begutachtung der Dissertation 
§ 15 Mündliche Prüfungen 
§ 16 Ergebnis der Prüfungen 
§ 17 Wiederholung der mündlichen Prüfung 
§ 18 Veröffentlichung der Dissertation 
§ 19 Abschluss des Promotionsverfahrens 
§ 20 Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer anderen Hochschule 
§ 21 Ungültigkeitserklärung der Promotionsleistungen 
§ 22 Aberkennung des Doktorgrades 
§ 23 Rechtsbehelf 
§ 24 Ehrenpromotion 
§ 25 Übergangsbestimmungen 
§ 26 Inkrafttreten 
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§ 1 Promotionsrecht 
 
(1) Die Technische Universität Dortmund hat das Recht zur Promotion. 
 
(2) Sie verleiht aufgrund einer Promotion in den Fächern Architektur und Städtebau oder 
Bauingenieurwesen den Grad einer Doktorin/eines Doktors der Ingenieurwissenschaften 
(Dr.-Ing.) nach Maßgabe dieser Promotionsordnung. Für die Durchführung des Promoti-
onsverfahrens ist die Fakultät Architektur und Bauingenieurwesen zuständig. 
 
(3) Die Technische Universität Dortmund kann auf Antrag der Fakultät Architektur und 
Bauingenieurwesen den Doktorgrad ehrenhalber (Dr.-Ing. e. h.) vergeben (§ 24). 
 
 
§ 2 Zweck der Promotion 
 
Durch die Promotion wird eine über das allgemeine Studienziel hinausgehende, besonde-
re Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher Arbeit nachgewiesen. Die Befähigung 
wird aufgrund einer schriftlichen Arbeit (Dissertation), die den Stand der wissenschaftli-
chen Erkenntnisse weiterführt, einer mündlichen Prüfung (Disputation und Kolloquium) 
sowie eines erfolgreichen Absolvierens eines strukturierten Promotionsprogramms nach 
Vorgabe der Fakultät festgestellt.  
 
 
§ 3 Promotionsausschuss 
 
(1) Für die Durchführung der Promotion und die Erledigung der weiteren, ihm durch diese 
Promotionsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Promotionsausschuss eingerichtet. 
 
(2) Der Promotionsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, davon drei Mitglieder aus der 
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gem. § 11 Abs. 1 Nr. 1 HG, einem 
Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gem. § 11 
Abs. 1 Nr. 2 HG und einer Doktorandin/einem Doktoranden aus der Gruppe der Studieren-
den gem. § 11 Abs. 1 Nr. 4 HG. Die/ der Vorsitzende muss der Gruppe der Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer angehören. Die Mitglieder des Promotionsausschusses wer-
den auf Vorschlag der jeweiligen Gruppen vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt ge-
wählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit der Ausschussmitglieder beträgt 2 Jahre, für 
das studentische Mitglied ein Jahr. Für jede Gruppe wird eine Vertreterin/ein Vertreter 
gewählt. Die Zusammensetzung des Promotionsausschusses ist bekanntzugeben.  
 
(3) Der Promotionsausschuss hat insbesondere folgende Aufgaben: 
- Feststellung der Voraussetzungen zur Promotion gem. § 4, Entscheidung über die 
Zulassung zur Promotion gem. § 6 und Bericht an den Fakultätsrat, 
- Eröffnung des Promotionsverfahrens und Bestimmung der Gutachterinnen und Gut-
achter gem. § 12, 
- Bestimmung der Prüfungskommission gem. § 13, 
- Festlegung von Fristen und Terminen, 
- Entscheidung über Sonderfälle in Promotionsverfahren,  
- Entscheidung über Widersprüche, 
- Entscheidung über den zu verleihenden Doktorgrad. 
 
(4) Der Promotionsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Promotionsord-
nung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig dem Fakultätsrat über die Entwicklung 
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der Promotionsverfahren und gibt ggf. Anregungen zur Änderung der Promotionsordnung 
und Verbesserung der Promotionsverfahren. 
 
(5) Der Promotionsausschuss kann die Erledigung der laufenden Geschäfte an die Vorsit-
zende/den Vorsitzenden übertragen. Entscheidungen über ablehnende Bescheide und 
Widersprüche trifft der Promotionsausschuss als Gremium. 
 
(6) Die Mitglieder des Promotionsausschusses sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende/den Vorsit-
zenden hierzu zu verpflichten. 
 
(7) Die Sitzungen des Promotionsausschusses sind nicht öffentlich. Der Promotionsaus-
schuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder 
anwesend sind. Der Promotionsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Bei Entscheidungen, 
die Prüfungsleistungen betreffen, haben nur die Mitglieder aus der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer sowie promovierte wissenschaftliche Mitarbei-
ter/innen Stimmrecht. 
 
 
§ 4 Voraussetzung zur Zulassung zur Promotion (§ 67 Abs. 4 HG) 
 
(1) Zur Promotion wird zugelassen, wer 
a) einen einschlägigen Masterabschluss mit 300 Credits (und einer Note von  
mindestens 2,7), oder 
b) einen Abschluss nach einem einschlägigen Universitätsstudium mit einer Regelstudi-
enzeit von mindestens 8 Semestern, für das ein anderer Grad als Bachelor vergeben 
wird (und einer Note von 2,7), oder 
c) einen Abschluss nach einem einschlägigen Master mit weniger als 300 Credits (und 
der Note 2,7) und daran anschließende promotionsvorbereitende Studien, oder 
d) ein einschlägiges Hochschulstudium von mindestens 6 Semestern (mit der Note 1,5) 
und daran anschließende promotionsvorbereitende Studien nachweist. 
Der Promotionsausschuss kann in begründeten Ausnahmefällen auch Bewerberin-
nen/Bewerber zulassen, die nicht die in Satz 1 lit. a) bis lit. d) geforderte Mindestnote er-
reicht haben. 
 
(2) Einschlägig im Sinne des Absatzes 1 ist ein Studium in Architektur und Städtebau oder 
Bauingenieurwesen. Als einschlägig angesehen wird auch ein Studium, das einen hinrei-
chend hohen Anteil an Inhalten aus dem Fachgebiet Architektur und Städtebau oder 
Bauingenieurwesen aufweist. Der Promotionsausschuss kann in begründeten Ausnah-
mefällen auch andere Bewerberinnen/ Bewerber zulassen. 
 
(3) Bewerberinnen/ Bewerber, die einen Abschluss gem. Abs. 1 lit. c) und lit. d) (und ggf. Abs. 
2) nachweisen, müssen vor der endgültigen Zulassung zur Promotion promotionsvorbe-
reitende Studien von mindestens 2 Semestern bzw. von mindestens 60 Credits absolvie-
ren. Der genaue Inhalt und Umfang der promotionsvorbereitenden Studien wird vom 
Promotionsausschuss festgelegt. Kandidatinnen/ Kandidaten mit einem Bachelor-
Abschluss gem. Abs. 1 lit. d) müssen zusätzlich ihre Eignung zur Promotion nachweisen. 
 
(4) Wer seinen Studienabschluss nicht im Geltungsbereich des Grundgesetzes erworben hat, 
kann zugelassen werden, wenn die Gleichwertigkeit des Abschlusses festgestellt wird. 
Die Feststellung erfolgt durch den Promotionsausschuss auf Antrag der Kandidatin/ des 
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Kandidaten. In Zweifelsfällen ist die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen an-
zurufen. 
 
 
§ 5 Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
(1) Die Bewerberin/der Bewerber richtet ihren/seinen Antrag auf Zulassung zum Promoti-
onsverfahren schriftlich an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Promotionsausschus-
ses. Mit dem Antrag sind einzureichen: 
- ggf. Angabe des Promotionsfaches und des angestrebten Doktorgrades, 
- das Thema der Dissertation sowie die Beschreibung des Promotionsvorhabens mit 
Angaben zum Forschungsansatz, Ziel, Vorgehensweise und Zeitplan, 
- eine schriftliche Bestätigung über die Bereitschaft zur Betreuung der Dissertation 
einer Hochschullehrerin/eines Hochschullehrers oder eines habilitierten Mitglieds 
der Fakultät, 
- der Nachweis der Zulassungsvoraussetzungen gem. § 4, insbesondere durch Vorlage 
von Abschlusszeugnissen für die Hochschulausbildung und Vorlage der Hochschulzu-
gangsberechtigung, 
- ein tabellarischer Lebenslauf, aus dem der wissenschaftliche und berufliche Werde-
gang der Bewerberin/ des Bewerbers hervorgeht, 
Der Immatrikulationsnachweis ist spätestens 3 Wochen nach Zulassung dem Promoti-
onsausschuss vorzulegen. 
 
(2) Dem Antrag sind folgende Erklärungen beizufügen: 
- ob die Bewerberin/ der Bewerber bereits ein Promotionsverfahren an der Technischen 
Universität Dortmund beantragt hatte, oder  
- ob sie/ er sich in einem solchen Verfahren befand und dieses entweder abgeschlos-
sen oder abgebrochen hat, oder 
- ob die Bewerberin/der Bewerber schon an anderer Stelle eine Promotionszulassung 
erhalten hat und sich in einem Promotionsverfahren befindet, oder  
- ob sie/ er ein solches Verfahren abgebrochen oder abgeschlossen hat.  
Im letzteren Fall ist anzugeben, welcher Promotionserfolg erzielt wurde. 
 
 
§ 6 Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
(1) Der Promotionsausschuss prüft die Bewerbungsunterlagen gem. § 5 auf Vollständigkeit 
und auf Erfüllung der Voraussetzung zur Promotion gem. § 4. Bei Unvollständigkeit der 
Bewerbungsunterlagen kann der Promotionsausschuss der Bewerberin/dem Bewerber 
Auflagen erteilen. Der Promotionsausschuss teilt der Bewerberin/dem Bewerber die Zu-
lassung oder Nichtzulassung als Doktorandin/ Doktorand schriftlich mit.  
 
(2) Der Zulassungsantrag ist abzulehnen,  
- wenn die Bewerberin/der Bewerber die Voraussetzungen gem. § 4 nicht erfüllt oder 
innerhalb der vom Promotionsausschuss festgesetzten Frist nicht die fehlenden Un-
terlagen beigebracht hat, 
- wenn das Fachgebiet der Dissertation in der Fakultät nicht vertreten ist, oder 
- wenn eine fachlich kompetente Betreuung der Dissertation nicht gesichert ist.  
Der Zulassungsantrag kann abgelehnt werden, wenn bereits ein früheres Promotionsver-
fahren abgebrochen oder endgültig erfolglos beendet wurde. Ein Ablehnungsbescheid ist 
zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
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(3) Ist eine Zulassung unter Auflagen gemäß Abs. 1 erfolgt, kann diese widerrufen werden, 
wenn die Auflage nicht fristgemäß erfüllt wurde.  
 
 
§ 7 Betreuung 
 
(1) Nach der Zulassung zur Promotion bestellt der Promotionsausschuss auf Vorschlag der 
Doktorandin/des Doktoranden eine Hochschullehrerin/einen Hochschullehrer oder ein 
habilitiertes Mitglied der Fakultät zur Betreuerin/zum Betreuer der Dissertation. Im Ein-
vernehmen mit der Doktorandin/dem Doktoranden kann die Zahl der Betreuerinnen und 
Betreuer auf zwei erhöht werden. Die/der weitere Betreuerin/Betreuer kann einer ande-
ren Fakultät der Technischen Universität Dortmund oder einer anderen inländischen oder 
ausländischen Hochschule angehören. Die weitere Betreuerin/der weitere Betreuer muss 
Hochschullehrerin/Hochschullehrer einer Hochschule mit Promotionsrecht oder habili-
tiertes Mitglied einer Hochschule sein. Ausnahmsweise genügt eine Promotion, wenn der 
Fakultätsrat zuvor eine besondere wissenschaftliche Qualifikation zur Betreuung der 
Promotion durch Beschluss festgestellt hat, die über die bloße Promotion hinausgeht 
(besondere wissenschaftliche Befähigung). 
 
(2) Aufgabe der Betreuerin/ des Betreuers ist es, 
- gemeinsam mit der Doktorandin/dem Doktoranden einen Zeitplan für die Anfertigung 
der Dissertation zu besprechen und das strukturierte Promotionsprogramm abzu-
stimmen, 
- sich während der Anfertigung der Dissertation regelmäßig von der Doktorandin/dem 
Doktoranden über den Fortschritt ihres/seines Vorhabens unterrichten zu lassen, 
- die Doktorandin/den Doktoranden bei auftretenden Schwierigkeiten fachkundig zu 
beraten, 
- von der Doktorandin/dem Doktoranden gelieferte Beiträge umfassend in mündlicher 
oder schriftlicher Form zu kommentieren. 
 
(3) Die Doktorandin/der Doktorand ist verpflichtet, ihrer/seiner Betreuerin oder ihren/seinen 
Betreuer einmal jährlich über die bisherigen und geplanten Aktivitäten zu berichten.  
 
 
§ 8 Widerruf der Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
Der Promotionsausschuss kann die Zulassung zur Promotion frühestens vier Jahre nach 
der Zulassung zur Promotion im Einvernehmen mit der Betreuerin/dem Betreuer widerru-
fen, wenn sich die Doktorandin/der Doktorand nicht im erforderlichen und zumutbaren 
Maße um die Fertigstellung der Dissertation sowie die Absolvierung des strukturierten 
Promotionsprogramms erfolgreich bemüht. Vor einer Entscheidung ist die Doktoran-
din/der Doktorand zu hören. Der Promotionsausschuss kann darüber hinaus nach Ablauf 
von drei Jahren die Doktorandin/den Doktoranden auffordern, einen Zwischenbericht 
über den Stand ihrer/seiner Dissertation vorzulegen, oder der Doktorandin/dem Dokto-
randen im Einvernehmen mit der Betreuerin/dem Betreuer eine Frist setzen, innerhalb 
derer die Dissertation einzureichen ist. 
 
 
§ 9 Strukturiertes Promotionsprogramm 
 
(1) Während des Promotionsverfahrens nimmt die Doktorandin/der Doktorand an einem 
strukturierten Promotionsprogramm teil.  
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(2) Das strukturierte Promotionsprogramm der Fakultät Architektur und Bauingenieurwe-
sen besteht aus einer angemessenen Auswahl von Leistungen aus den folgenden Berei-
chen, die individuell durch die Betreuerin/den Betreuer mit der Doktorandin/dem Dok-
toranden abzustimmen und festzulegen ist:  
 
a) Teilnahme an Doktorandinnen/Doktoranden-Kolloquien der Fakultät Architektur und 
Bauingenieurwesen, 
b) Teilnahme an nationalen und internationalen wissenschaftlichen Konferenzen ein-
schließlich der Einreichung wissenschaftlicher Veröffentlichungen und der persönli-
chen Präsentation der eingereichten Veröffentlichung,  
c) Erarbeitung und Einreichung wissenschaftlicher Veröffentlichungen in Fachzeit-
schriften,  
d) Durchführung von Seminaren und Mitbetreuung von Bachelor- und Masterarbeiten,  
e) Teilnahme an und inhaltliche Vorbereitung von wissenschaftlichen Exkursionen und 
Veranstaltungen,  
f) Teilnahme an der Fachgremienarbeit in wissenschaftlichen Verbänden,  
g) Teilnahme an Vorlesungen des Masterprogramms der Fakultät Architektur und Bau-
ingenieurwesen oder anderer Fakultäten zur Vertiefung und Erweiterung des Fach-
wissens auf dem Gebiet des Dissertationsthemas.  
 
 
§ 10 Dissertation 
 
Die Doktorandin/der Doktorand muss eine selbständige wissenschaftliche Arbeit auf den 
Wissenschaftsgebieten der promovierenden Fakultät vorlegen, die einen Fortschritt des 
Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse darstellt. Die Dissertation ist in der Regel 
in deutscher oder englischer Sprache vorzulegen. Über Ausnahmen entscheidet der Pro-
motionsausschuss im Einvernehmen mit der Betreuerin/dem Betreuer. 
 
 
§ 11 Antrag auf Annahme der Dissertation und Einreichung der Dissertation 
 
(1) Der Antrag der Doktorandin/des Doktoranden auf Annahme der Dissertation ist schrift-
lich an den Promotionsausschuss der Fakultät zu richten. 
 
(2) Mit dem Antrag einzureichen sind:  
- die Dissertation in drei gebundenen, maschinenschriftlichen Exemplaren und als pdf-
Datei auf einem geeigneten Datenträger, 
- eine Zusammenfassung der Dissertation im Umfang von nicht mehr als drei DIN A4-
Seiten, 
- eine schriftliche eidesstattliche Versicherung, dass die Dissertation selbständig ver-
fasst und alle in Anspruch genommenen Quellen und Hilfen in der Dissertation ver-
merkt wurden, 
- eine Erklärung darüber, ob die Dissertation in der gegenwärtigen oder in einer ande-
ren Fassung an der Technischen Universität Dortmund oder an einer anderen Hoch-
schule im Zusammenhang mit einer staatlichen oder akademischen Prüfung bereits 
vorgelegt worden ist und 
- der Nachweis über das erfolgreiche Absolvieren des strukturierten Promotionspro-
gramms. 
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(3) Ein Rücktritt vom Promotionsverfahren ist dem Promotionsausschuss gegenüber schrift-
lich zu erklären. Er ist nur zulässig, 
- solange nicht eine endgültige Ablehnung der Dissertation erfolgt ist, oder 
- nach Annahme der Dissertation bis zum Beginn der mündlichen Prüfung.  
In allen anderen Fällen des Rücktritts gilt die Prüfung als nicht bestanden. § 14 Abs. 8 gilt 
entsprechend. 
 
 
§ 12 Eröffnung des Promotionsverfahrens und Bestellung der Gutacherinnen und Gut-
achter 
 
Der Promotionsausschuss eröffnet das Promotionsverfahren, wenn ein schriftlicher An-
trag auf Annahme der Dissertation und die mit ihm einzureichenden Unterlagen (§ 11) 
vollständig vorliegen. Mit der Eröffnung des Promotionsverfahrens bestellt der Promoti-
onsausschuss zwei Gutachterinnen/Gutachter der Dissertation. Vorschläge der Doktor-
andin/des Doktoranden können berücksichtigt werden. Von den Betreuerinnen/Betreuern 
der Dissertation ist mindestens eine/einer zur Gutachterin/zum Gutachter zu bestellen. 
Einer der Gutachterinnen/Gutachter muss der Fakultät als Hochschullehre-
rin/Hochschullehrer oder habilitiertes Mitglied angehören. Die weitere Gutachterin/der 
weitere Gutachter muss ebenfalls Hochschullehrerin/Hochschullehrer einer Hochschule 
mit Promotionsrecht oder habilitiertes Mitglied einer Hochschule sein. Ausnahmsweise 
genügt eine Promotion, wenn der Fakultätsrat zuvor für die Mitwirkung an dem Promoti-
onsverfahren die besondere wissenschaftliche Befähigung festgestellt hat.  
 
Das Promotionsverfahren soll spätestens sechs Monate nach Vorlage der Dissertation 
abgeschlossen sein.  
 
 
§ 13 Prüfungskommission 
 
(1) Der Promotionsausschuss bestellt nach Eröffnung des Promotionsverfahrens eine 
Prüfungskommission sowie deren Vorsitzende/deren Vorsitzenden. Die Prüfungskom-
mission besteht in der Regel aus der/dem Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern. 
Die Betreuerin/der Betreuer soll Mitglied der Prüfungskommission sein. Der Prüfungs-
kommission können externe Mitglieder von in- und ausländischen Hochschulen angehö-
ren. Wird die Promotion gemeinsam mit einer anderen Hochschule betreut, kann die Prü-
fungskommission erweitert werden. Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen 
Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer einer Hochschule mit Promotionsrecht oder ha-
bilitierte Mitglieder einer Hochschule sein. Ausnahmsweise genügt eine Promotion, wenn 
der Fakultätsrat zuvor für die Mitwirkung an dem Promotionsverfahren eine besondere 
wissenschaftliche Befähigung festgestellt hat. 
 
(2) Die Doktorandin/der Doktorand kann Vorschläge zur Besetzung der Prüfungskommission 
machen. Bei der Bestellung der Prüferinnen und Prüfer soll nach Möglichkeit den Vor-
schlägen der Doktorandin/des Doktoranden gefolgt werden. 
 
(3) Aufgaben der Prüfungskommission sind: 
- Entscheidung über Annahme oder Ablehnung der Dissertation, 
- Benotung der Dissertation, 
- Durchführung und Benotung der mündlichen Prüfungen, 
- Feststellung des Gesamtergebnisses, 
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- Feststellung der Druckreife der Dissertation oder Erteilung von Auflagen für die zur 
Veröffentlichung bestimmte Form der Dissertation unter Beachtung der Vorschläge 
durch die Gutachterinnen/Gutachter. 
 
(4) Die Prüfungskommission trifft ihre Entscheidung über das Ergebnis der mündlichen 
Prüfung und das Gesamtergebnis unmittelbar nach der mündlichen Prüfung. Stimment-
haltungen sind nicht zulässig. Die Prüfungskommission soll ihre Entscheidung einver-
nehmlich treffen. Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, führt sie die Ent-
scheidung durch Mehrheitsbeschluss herbei. Die Prüfungskommission ist nur beschluss-
fähig, wenn alle Mitglieder anwesend sind. 
 
 
§ 14 Begutachtung der Dissertation 
 
(1) Die Gutachterinnen/Gutachter legen dem Promotionsausschuss in der Regel innerhalb 
von zehn Wochen unabhängige, begründete Gutachten vor. Die Gutachterin-
nen/Gutachter beantragen in ihren Gutachten Annahme, Umarbeitung oder Ablehnung 
der Dissertation.  
 
(2) Beantragen sie die Annahme der Dissertation, so schlagen sie auch ein Prädikat für die 
Dissertation vor. Als Noten gelten  
- „mit Auszeichnung/ausgezeichnet“ (summa cum laude), 
- „sehr gut“ (magna cum laude),  
- „gut“ (cum laude),  
- „bestanden/genügend“ (rite).  
 
(3) Wurde die Annahme der Dissertation einstimmig befürwortet, so wird sie mit den Gutach-
ten für die Dauer von drei Wochen im Dekanat der Fakultät zur Einsichtnahme für die in 
Forschung und Lehre tätigen Mitglieder der Technischen Universität Dortmund ausge-
legt. Dies wird den Fakultäten der Technischen Universität Dortmund unverzüglich 
schriftlich mitgeteilt. Erfolgt innerhalb von vier Tagen nach dem Ende der Auslagezeit 
kein Einspruch, ist die Dissertation angenommen. 
 
(4) Sprechen sich die Gutachterinnen/Gutachter übereinstimmend für eine Ablehnung der 
Dissertation aus, so stellt der Promotionsausschuss fest, dass die Dissertation abge-
lehnt ist. Eine abgelehnte Arbeit verbleibt mit allen Gutachten bei den Akten der Fakultät. 
Bei Ablehnung der Dissertation ist die Promotion nicht bestanden. 
 
(5) Sprechen sich die Gutachterinnen/Gutachter einstimmig für eine Umarbeitung der 
Dissertation aus, so setzt der Promotionsausschuss auf Vorschlag der Gutachterinnen 
und Gutachter eine angemessene Frist von maximal 6 Monaten, innerhalb der die Arbeit 
neu einzureichen ist. Lässt die Doktorandin/der Doktorand die Frist ohne wichtigen 
Grund verstreichen oder kommt sie/er den erteilten Auflagen nicht nach, so ist die Dis-
sertation abzulehnen. Abs. 4 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(6) Sind sich die Gutachterinnen und Gutachter über Annahme, Umarbeitung oder Ablehnung 
der Dissertation nicht einig, bestimmt der Promotionsausschuss eine weitere Gutachte-
rin/ einen weiteren Gutachter. Das dritte Gutachten gibt den Ausschlag. In Zweifelsfällen 
entscheidet die Prüfungskommission. 
 
(7) Im Falle eines fristgerechten begründeten Einspruchs gegen die Annahme der Dissertati-
on entscheidet die Prüfungskommission nach Einholung von Stellungnahmen der betei-
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ligten Gutachterinnen/Gutachter über das weitere Verfahren. In Zweifelsfällen muss eine 
weitere Gutachterin/ein weiterer Gutachter hinzugezogen werden. Über die endgültige 
Annahme oder Ablehnung der eingereichten Arbeit als Dissertation entscheidet in diesem 
Fall die Prüfungskommission aufgrund aller vorliegenden Gutachten und Stellungnah-
men. 
 
(8) Die/der Vorsitzende des Promotionsausschusses unterrichtet die Doktorandin/den 
Doktorand über jede getroffene Entscheidung. Ablehnende Bescheide sind zu begründen 
und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Doktorandin/dem Doktoranden 
ist zuvor rechtliches Gehör zu geben. 
 
 
§ 15 Mündliche Prüfung 
 
(1) Nach der endgültigen Annahme der Dissertation setzt der Promotionsausschuss einen 
Termin für die mündliche Prüfung fest. Die mündliche Prüfung soll innerhalb von drei Wo-
chen nach der endgültigen Annahme der Dissertation stattfinden. Die Doktorandin/der 
Doktorand und die Mitglieder der Prüfungskommission sind mit einer Frist von zwei Wo-
chen zur mündlichen Prüfung einzuladen. Der Termin der mündlichen Prüfung wird au-
ßerdem durch Aushang in der Fakultät bekannt gegeben.  
 
(2) Die mündliche Prüfung setzt sich aus einer Disputation und einem Kolloquium zusam-
men. Sie dient der Feststellung, ob die Doktorandin/der Doktorand aufgrund besonderer 
wissenschaftlicher Kenntnisse und Fähigkeiten in der Lage ist, die von ihr/ihm in der Dis-
sertation erarbeiteten Ergebnisse zu begründen, weiter auszuführen und in den Kontext 
ihres/seines Fachgebietes zu stellen.  
 
(3) Die mündliche Prüfung dauert in der Regel insgesamt 120 Minuten. 
 
(4) Die mündliche Prüfung findet in der Regel in der Sprache, in der die Dissertation verfasst 
wurde, statt. Über Ausnahmen entscheidet der Promotionsausschuss im Einvernehmen 
mit der Prüfungskommission. 
 
(5) Die mündliche Prüfung ist in der Regel eine Einzelprüfung. Sie wird von der/dem Vorsit-
zenden der Prüfungskommission geleitet. Die Disputation besteht aus einem in der Regel 
halbstündigen Vortrag der Doktorandin/des Doktoranden und einer anschließenden Dis-
kussion über die fachlichen und methodischen Probleme sowie die Hauptergebnisse der 
Dissertation. Vortrag und Diskussion sollen zusammen eine Zeitstunde nicht überschrei-
ten. Prüfungs- und frageberechtigt sind im Kolloquium nur Mitglieder der Prüfungskom-
mission. An der Diskussion darf sich auch die anwesende Öffentlichkeit beteiligen und 
Fragen stellen. Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prüfung 
sind in einem Protokoll festzuhalten. 
 
(6) Die mündliche Prüfung ist in ihrem ersten Teil (Disputation) öffentlich, in ihrem zweiten 
Teil (Kolloquium) nicht öffentlich.  
 
(7) Bleibt die Doktorandin/der Doktorand der mündlichen Prüfung ohne hinreichende 
Entschuldigung fern oder bricht sie/er die Prüfung ab, so gilt diese als nicht bestanden.  
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§ 16 Ergebnis der Prüfungen 
 
(1) Unmittelbar im Anschluss an die mündliche Prüfung entscheidet die Prüfungskommissi-
on in nicht öffentlicher Sitzung auf der Grundlage der vorliegenden Gutachten und der 
gezeigten Leistung in der mündlichen Prüfung, ob 
- die Doktorandin/der Doktorand zu promovieren ist, 
- die Doktorandin/der Doktorandin die mündliche Prüfung wiederholen muss, oder 
- die Promotion abgelehnt wird. 
 
(2) Entscheidet die Prüfungskommission, dass die Doktorandin/ der Doktorand zu promovie-
ren ist, legt sie die Note für die mündliche Prüfung fest. Für die Bezeichnung der Prädika-
te gilt § 14 Abs. 2 entsprechend. 
 
(3) Anschließend setzt die Prüfungskommission die Gesamtnote für die Promotion fest. Bei 
der Festlegung der Gesamtnote ist in der Regel auf die Bewertung der Dissertation be-
sonderes Gewicht zu legen. Für die Bezeichnung der Prädikate gilt § 14 Abs. 2 entspre-
chend. 
 
(4) Anschließend teilt die/der Vorsitzende der Prüfungskommission in Gegenwart der 
Prüfungskommission der Doktorandin/dem Doktoranden die Bewertung ihrer/seiner Leis-
tungen sowie etwaige Änderungsauflagen für die Veröffentlichung der Dissertation mit. 
 
(5) Über das Ergebnis der Dissertation, der mündlichen Prüfung und der Promotion stellt der 
Promotionsausschuss der Doktorandin/dem Doktoranden eine vorläufige Bescheinigung 
aus. Im Falle der Ablehnung der Promotion gilt § 14 Abs. 8 entsprechend. 
 
 
§ 17 Wiederholung der mündlichen Prüfung 
 
(1) Eine nicht bestandene mündliche Prüfung kann die Doktorandin/der Doktorand einmal – 
innerhalb eines Jahres – wiederholen. Den Termin für die Wiederholung bestimmt der 
Promotionsausschuss im Einvernehmen mit der Prüfungskommission. 
 
(2) Hat die Prüfungskommission nach Nichtbestehen der Wiederholungsprüfung die Promo-
tion endgültig abgelehnt, ist das Promotionsverfahren endgültig erfolglos beendet. Der 
Bescheid über das endgültige Nichtbestehen ist zu begründen und mit einer Rechts-
behelfsbelehrung zu versehen. Der Doktorandin/dem Doktoranden ist zuvor rechtliches 
Gehör zu geben. 
 
 
§ 18 Veröffentlichung der Dissertation 
 
(1) Nach erfolgreicher Durchführung des Promotionsverfahrens ist die Doktorandin/der 
Doktorand verpflichtet, ihre/seine Dissertation in angemessener Weise der wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit durch Vervielfältigung und Verbreitung zugänglich zu machen. 
Das für die Veröffentlichung vorgesehene Manuskript ist der/dem Vorsitzenden des Pro-
motionsausschusses vorzulegen. Diese/dieser prüft unter Beteiligung der Gutachterin-
nen/Gutachter, ob die von der Prüfungskommission erteilten Auflagen erfüllt sind. 
 
(2) Die Dissertation ist dann in angemessener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht, wenn die Verfasserin/der Verfasser - neben den für die Prüfungsun-
terlagen erforderlichen Exemplaren für die Archivierung - drei Exemplare unentgeltlich 
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an die Hochschulbibliothek zur Archivierung abliefert. Diese Exemplare müssen auf alte-
rungsbeständigem holz – und säurefreiem Papier ausgedruckt und dauerhaft haltbar 
gebunden sein. Auf der Rückseite des Titelblattes ist die Veröffentlichung als Dissertati-
on in der Fakultät Architektur und Bauingenieurwesen unter Angabe des Dissertationsor-
tes auszuweisen 
 
(3) Darüber hinaus muss die Verbreitung sichergestellt sein durch 
- die Ablieferung weiterer vierzig Exemplare in Buch- oder Fotodruck, oder 
- den Nachweis des Vertriebs über den Buchhandel durch einen gewerblichen Verlag 
mit der vertraglich zugesicherten Garantie, dass die Dissertation durch Aufnahme in 
das Verzeichnis lieferbarer Bücher jederzeit erhältlich ist und dass bei entsprechen-
der Nachfrage kurzfristig weitere Exemplare nachgedruckt werden, oder  
- durch einen gewerblichen Verleger mit einer Mindestauflage von 150 Exemplaren, 
oder  
- den Nachweis der Veröffentlichung in einer wissenschaftlichen Zeitschrift, oder 
- die Ablieferung einer nach Hochschulbibliotheksrichtlinien gefertigten elektronischen 
Version. In diesem Fall überträgt die Doktorandin/der Doktorand der Hochschule das 
Recht, im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben der Hochschulbibliothek weitere Ko-
pien von der Dissertation herzustellen und zu verbreiten bzw. in Datennetzen zur Ver-
fügung zu stellen. 
 
(4) Die Dissertation ist spätestens ein Jahr nach der mündlichen Prüfung zu veröffentlichen. 
In begründeten Ausnahmefällen kann die/der Vorsitzende des Promotionsausschusses 
die Frist verlängern. Versäumt die Doktorandin/der Doktorand die ihr/ihm gesetzte Frist, 
so erlöschen alle durch die Prüfung erworbenen Rechte.  
 
 
§ 19 Abschluss des Promotionsverfahrens 
 
(1) Sobald die letzte Promotionsleistung erbracht ist, wird eine Promotionsurkunde auf den 
Tag der erfolgreich abgelegten mündlichen Prüfung ausgestellt. Die Promotionsurkunde 
ist von der Dekanin/vom Dekan und von der Rektorin/vom Rektor zu unterzeichnen.  
 
(2) Mit der Aushändigung der Promotionsurkunde entsteht das Recht zur Führung des 
Doktorgrades. 
 
 
§ 20 Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer Fakultät einer anderen Hochschule 
 
(1) Der Doktorgrad kann auch im Zusammenwirken mit einer Fakultät einer anderen Hoch-
schule mit Promotionsrecht aus dem In- oder Ausland vergeben werden. Sofern das Pro-
motionsverfahren in Kooperation mit einer Hochschule ohne Promotionsrecht durchge-
führt wurde, kann hierauf in der Promotionsurkunde hingewiesen werden. 
 
(2) Die Durchführung eines Promotionsverfahrens mit einer Fakultät einer anderen Hoch-
schule mit Promotionsrecht setzt den Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung voraus, 
in der die Fakultäten sich verpflichten, eine gemeinsame Promotion zu ermöglichen und 
Einzelheiten des Zusammenwirkens zu regeln. 
 
(3) Sehen die jeweils gültigen Promotionsordnungen der beteiligten Fakultäten ein struktu-
riertes Promotionsprogramm gemäß § 9 vor, so einigen sich die Fakultäten der Hoch-
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schulen darüber, wo die Doktorandin/der Doktorand dieses Programm zu absolvieren hat, 
bzw. welche Teile des Programms der jeweils anderen Hochschule anerkannt werden.   
 
 
§ 21 Ungültigkeitserklärung der Promotionsleistungen 
 
(1) Ergibt sich vor Aushändigung der Promotionsurkunde, dass die Doktorandin/der Dokto-
rand im Verfahren getäuscht bzw. den Versuch dazu gemacht hat, oder dass wesentliche 
Erfordernisse für die Promotion nicht erfüllt waren, so erklärt der Fakultätsrat auf Antrag 
des Promotionsausschusses die Promotion für ungültig. 
 
(2) Der Doktorandin/dem Doktoranden ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegen-
heit zum rechtlichen Gehör zu gewähren. Die Entscheidung ist zu begründen und mit ei-
ner Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
 
§ 22 Aberkennung des Doktorgrades 
 
(1) Der Doktorgrad wird aberkannt, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch 
Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verlei-
hung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. 
 
(2) Über die Aberkennung des Doktorgrades entscheidet der Fakultätsrat. Der/dem Be-
troffenen ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör 
zu geben. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu 
versehen. 
 
 
§ 23 Rechtsbehelf 
 
Gegen Entscheidungen des Promotionsausschusses und der Prüfungskommission kann 
gemäß den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch ist an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Promotionsaus-
schusses zu richten. Über Widersprüche gegen Entscheidungen der Prüfungskommission 
entscheidet der Promotionsausschuss. Über Widersprüche gegen Entscheidungen des 
Promotionsausschusses entscheidet der Fakultätsrat. Vor belastenden Entscheidungen 
ist der Doktorandin/dem Doktoranden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
 
§ 24 Ehrenpromotion 
 
(1) Der Doktorgrad „ehrenhalber“ (Dr.-Ing. e. h.) darf nur für hervorragende/ außerordentli-
che Leistungen in Architektur und Städtebau oder Bauingenieurwesen verliehen werden. 
 
(2) Mitgliedern der Technischen Universität Dortmund kann der Doktorgrad „ehrenhalber“ 
nicht verliehen werden. Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern, die bis vor wenigen 
Jahren Mitglieder der Technischen Universität Dortmund waren, soll der Doktorgrad „eh-
renhalber“ nicht verliehen werden. 
 
(3) Über die Verleihung des Doktorgrades „ehrenhalber“ entscheidet das Rektorat auf 
Vorschlag des Fakultätsrats. 
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§ 25 Übergangsbestimmungen 
 
Diese Promotionsordnung findet Anwendung für alle Bewerberinnen/Bewerber, die den 
Antrag auf Zulassung (§ 5) nach Inkrafttreten dieser Promotionsordnung stellen. Für alle 
übrigen Bewerberinnen/Bewerber gilt die Promotionsordnung der Universität Dortmund 
für die Fakultät Bauwesen vom 13.12.1999 in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
24.03.2003 (AM 4/2003). 
 
 
§ 26 Inkrafttreten 
 
Diese Ordnung tritt einen Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen 
der Technischen Universität Dortmund in Kraft. Zugleich tritt die Promotionsordnung der 
Universität Dortmund für die Fakultät Bauwesen vom 13.12.1999 in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 24.03.2003 (AM 4/2003) außer Kraft. § 25 bleibt unberührt. 
 
 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fakultätsrats der Fakultät Architektur und 
Bauingenieurwesen der Technischen Universität Dortmund vom 23.05.2012. 
 
Dortmund, den 13. August 2012 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin  
Dr. Ursula Gather 
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Neubekanntmachung der Promotionsordnung  
der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik  
der Technischen Universität Dortmund vom 21. August 2012 
 
Auf Grund des Artikels 2 Nr. 1 Satz 2 der Ersten Ordnung zur Änderung der Promotionsordnung der 
Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der Technischen Universität Dortmund vom 
06.08.2012 (AM 14/2012, S. 1) wird nachstehend der Wortlaut der Promotionsordnung der Fakultät 
für Elektrotechnik und Informationstechnik der Technischen Universität Dortmund, wie er sich aus 
der Promotionsordnung der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der Technischen 
Universität Dortmund vom 11.11.2010 (AM 17/2010, S. 25) und der Ersten Ordnung zur Änderung 
der Promotionsordnung der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik der Technischen 
Universität Dortmund vom 06.08.2012 (AM 14/2012, S. 1) ergibt, in der seit dem 11.08.2012 gelten-
den Fassung bekannt gemacht. 
 
Dortmund, den 21. August 2012 
 
Die Rektorin 
der Technischen Universität Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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Promotionsordnung der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik 
der Technischen Universität Dortmund vom 21. August 2012 
 
Auf Grund des § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 67 Abs. 3 des Gesetzes über die Hochschulen des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 8. Oktober 2009 (GV. NRW. S. 516), hat die Technische Univer-
sität Dortmund die folgende Ordnung erlassen: 
 
Gliederung 
 
§ 1 Promotionsrecht 
§ 2 Zweck der Promotion 
§ 3 Promotionsausschuss 
§ 4 Voraussetzung zur Zulassung zur Promotion 
§ 5 Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 6 Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 7 Betreuung 
§ 8 Widerruf der Zulassung zum Promotionsverfahren 
§ 9 Strukturiertes Promotionsprogramm 
§ 10 Dissertation 
§ 11 Antrag auf Annahme der Dissertation und Einreichung der Dissertation 
§ 12 Eröffnung des Promotionsverfahrens und Bestellung der Gutachterinnen und Gutachter 
§ 13 Prüfungskommission 
§ 14 Begutachtung der Dissertation 
§ 15 Mündliche Prüfungen 
§ 16 Ergebnis der Prüfungen 
§ 17 Wiederholung der mündlichen Prüfung 
§ 18 Veröffentlichung der Dissertation 
§ 19 Abschluss des Promotionsverfahrens 
§ 20 Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer anderen Hochschule 
§ 21 Ungültigkeitserklärung der Promotionsleistungen 
§ 22 Aberkennung des Doktorgrades 
§ 23 Rechtsbehelf 
§ 24 Ehrenpromotion 
§ 25 Inkrafttreten 
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§ 1 Promotionsrecht 
 
(1)  Die Technische Universität Dortmund hat das Recht zur Promotion. 
 
(2)  Sie verleiht aufgrund einer Promotion in den Fächern Elektrotechnik und Informationstech-
nik den Grad einer Doktorin/ eines Doktors der Ingenieurwissenschaften (Dr.-Ing.) nach Maß-
gabe dieser Promotionsordnung. Für die Durchführung des Verfahrens ist die Fakultät für 
Elektrotechnik und Informationstechnik zuständig. 
 
(3)  Die Technische Universität Dortmund kann auf Antrag der Fakultät für Elektrotechnik und 
Informationstechnik den Doktorgrad ehrenhalber (Dr.-Ing. h. c.) vergeben (§ 24). 
 
 
§ 2 Zweck der Promotion 
 
 Durch die Promotion wird eine über das allgemeine Studienziel hinausgehende, besondere 
Befähigung zu selbstständiger wissenschaftlicher Arbeit nachgewiesen. Die Befähigung wird 
aufgrund einer schriftlichen Arbeit (Dissertation), die den Stand der wissenschaftlichen Er-
kenntnis weiterführt, eines öffentlichen Vortrags und einer mündlichen Prüfung (Rigorosum) 
sowie das erfolgreiche Absolvieren eines strukturierten Promotionsprogramms nach Vorgabe 
der Fakultät festgestellt. 
 
 
§ 3 Promotionsausschuss 
 
(1)  Für die Durchführung der Promotion und die Erledigung der weiteren, ihm durch diese Pro-
motionsordnung zugewiesenen Aufgaben wird ein Promotionsausschuss eingerichtet. 
 
(2)  Der Promotionsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, davon drei Mitglieder aus der Grup-
pe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer gem. § 11 Abs. 1 Nr. 1 HG, einem promo-
vierten Mitglied aus der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gem. § 
11 Abs. 1 Nr. 2 HG und einer Doktorandin/einem Doktoranden aus der Gruppe der Promoti-
onsstudierenden gem. § 11 Abs. 1 Nr. 4 HG. Die/der Vorsitzende muss der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer angehören. Die Mitglieder des Promotionsausschus-
ses werden auf Vorschlag der jeweiligen Gruppen vom Fakultätsrat nach Gruppen getrennt 
gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit der Ausschussmitglieder beträgt zwei Jahre, 
für das studentische Mitglied ein Jahr. Für jede Gruppe wird eine Vertreterin/ein Vertreter 
gewählt. Die Zusammensetzung des Promotionsausschusses ist bekanntzugeben.  
 
(3)  Der Promotionsausschuss hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 
a) Feststellung der Voraussetzungen zur Promotion gem. § 4 und Entscheidung über die Zu-
lassung zur Promotion gem. § 6, 
b) Eröffnung des Promotionsverfahrens und Bestimmung der Gutachterinnen und Gutachter 
gemäß § 12, 
c) Bestimmung der Prüfungskommission gemäß § 13, 
d) Festlegung von Fristen und Terminen, 
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e) Entscheidung über Sonderfälle in Promotionsfragen, 
f)  Entscheidung über Widersprüche, 
g) Entscheidung über den zu verleihenden Doktorgrad. 
(4)  Der Promotionsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Promotionsordnung 
eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig dem Fakultätsrat über die Entwicklung der 
Promotionsverfahren und gibt ggf. Anregungen zur Änderung der Promotionsordnung und 
Verbesserung der Promotionsverfahren. 
 
(5) Der Promotionsausschuss kann die Erledigung der laufenden Geschäfte an die Vorsitzen-
de/den Vorsitzenden übertragen. Entscheidungen über ablehnende Bescheide und Wider-
sprüche trifft der Promotionsausschuss als Gremium. 
 
(6)  Die Mitglieder des Promotionsausschusses sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sofern 
sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende/den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 
(7)  Die Sitzungen des Promotionsausschusses sind nicht öffentlich. Der Promotionsausschuss 
ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend 
sind. Der Promotionsausschuss entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. Bei Entscheidungen, die Prüfungsleistungen 
betreffen, haben nur die Mitglieder aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer sowie promovierte wissenschaftliche Mitarbeiter/innen Stimmrecht.  
 
 
§ 4 Voraussetzungen zur Zulassung zur Promotion (§ 67 Abs. 4 HG) 
 
(1)  Zur Promotion wird zugelassen, wer 
 
a) einen einschlägigen Masterabschluss mit insgesamt 300 Credits (Bachelor und Mas-
ter)(und einer Gesamtnote von mindestens „gut“), oder 
b) einen Abschluss nach einem einschlägigen Universitätsstudium mit einer Regelstudien-
zeit von mindestens acht Semestern, für das ein anderer Grad als Bachelor vergeben wird 
(und einer Gesamtnote von mindestens „gut“), oder 
c)  einen Abschluss nach einem einschlägigen Master mit weniger als insgesamt 300 Cre-
dits (Bachelor und Master) und einer Note besser oder gleich 2,0 und daran anschließen-
de promotionsvorbereitende Studien, oder  
d) ein einschlägiges Hochschulstudium von mindestens 6 Semestern und einer Note besser 
oder gleich 2,0 und daran anschließende promotionsvorbereitende Studien nachweist.  
Der Promotionsausschuss kann in begründeten Ausnahmefällen auch Bewerberin-
nen/Bewerber zulassen, die nicht die in Satz 1 lit. a) bis d) geforderte Mindestnote erreicht 
haben. 
 
(2) Einschlägig im Sinne des Absatzes 1 ist ein Studium, wenn der Abschluss in einem Studien-
gang der Elektrotechnik und Informationstechnik erfolgte. Als einschlägig angesehen wird 
auch ein Hochschulstudium, wenn Elektrotechnik und Informationstechnik als Nebenfach 
absolviert wurde. Der Promotionsausschuss kann in begründeten Ausnahmefällen auch an-
dere Bewerberinnen/Bewerber ggf. unter Auflage der Erbringung promotionsvorbereitender 
Studien zulassen. 
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(3)  Bewerberinnen/Bewerber, die einen Abschluss gem. Abs. 1 lit. c) und lit. d) (und ggf. Abs. 2) 
nachweisen, müssen vor der endgültigen Zulassung zur Promotion promotionsvorbereitende 
Studien von mindestens 2 Semestern bzw. von mindestens 60 Credits absolvieren. Der ge-
naue Inhalt und Umfang der promotionsvorbereitenden Studien wird vom Promotionsaus-
schuss festgelegt. Kandidatinnen/Kandidaten mit einem Bachelor-Abschluss gem. Abs. 1 lit. 
d) müssen zusätzlich ihre Eignung zur Promotion nachweisen. Die Eignung ist in diesem Fall 
durch einen Bachelorabschluss mit der Gesamtnote „sehr gut“ nachgewiesen. 
 
(4)  Wer seinen Studienabschluss nicht im Geltungsbereich des Grundgesetzes erworben hat, 
kann zugelassen werden, wenn die Gleichwertigkeit des Abschlusses festgestellt wird. Die 
Feststellung erfolgt durch den Promotionsausschuss auf Antrag der Kandidatin/des Kandi-
daten. In Zweifelsfällen ist die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen anzurufen. 
 
 
§ 5 Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
(1)  Die Bewerberin/der Bewerber hat ihren/seinen Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfah-
ren innerhalb von vier Wochen nach Erhalt einer Betreuungszusage (Abs. 2 lit. b)) zu stellen. 
 
(2)  Die Bewerberin/der Bewerber richtet ihren/seinen Antrag auf Zulassung zum Promotionsver-
fahren schriftlich an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Promotionsausschusses. Mit 
dem Antrag sind einzureichen: 
 
a) das in Aussicht genommene Thema der Dissertation, 
b) eine schriftliche Bestätigung über die Bereitschaft zur Betreuung der Dissertation einer 
Hochschullehrerin/eines Hochschullehrers oder eines habilitierten Mitglieds der Fakul-
tät, 
c)  der Nachweis bereits erfüllter Zulassungsvoraussetzungen gem. § 4, insbesondere durch 
Vorlage von Abschlusszeugnissen für die Hochschulausbildung und Vorlage der Hoch-
schulzugangsberechtigung, 
d) ein tabellarischer Lebenslauf, aus dem der wissenschaftliche und berufliche Werdegang 
der Bewerberin/des Bewerbers hervorgeht, 
  
(3)  Dem Antrag sind folgende Erklärungen beizufügen: 
 
a) ob die Bewerberin/der Bewerber bereits ein Promotionsverfahren an der Technischen 
Universität Dortmund beantragt hatte, oder 
b) ob sie/er sich in einem solchen Verfahren befand und dieses entweder abgeschlossen 
oder abgebrochen hat, oder 
c)  ob die Bewerberin/der Bewerber schon an anderer Stelle eine Promotionszulassung er-
halten hat und sich in einem Promotionsverfahren befindet, oder 
d) ob sie/er ein solches Verfahren abgebrochen oder abgeschlossen hat. Im letzteren Fall ist 
anzugeben, welcher Promotionserfolg erzielt wurde.  
 
(4)  Nach der Zulassung durch den Promotionsausschuss hat sich die Doktorandin/der Dokto-
rand entsprechend der Einschreibeordnung der  Technischen Universität Dortmund einzu-
schreiben. Der Immatrikulationsnachweis ist spätestens 3 Wochen nach Zulassung dem 
Promotionsausschuss vorzulegen. 
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§ 6 Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
(1)  Der Promotionsausschuss prüft die Bewerbungsunterlagen gem. § 5 auf Vollständigkeit und 
auf Erfüllung der Voraussetzung zur Promotion gem. § 4. Bei Unvollständigkeit der Bewer-
bungsunterlagen kann der Promotionsausschuss der Bewerberin/dem Bewerber Auflagen 
zur Beibringung fehlender Unterlagen erteilen. Der Promotionsausschuss teilt der Bewerbe-
rin/dem Bewerber die Zulassung oder Nichtzulassung als Doktorandin/Doktorand schriftlich 
mit. 
 
(2)  Der Zulassungsantrag ist abzulehnen, 
 
a) wenn die Bewerberin/der Bewerber die Voraussetzungen gem. § 4 nicht erfüllt oder in-
nerhalb der vom Promotionsausschuss festgesetzten Frist nicht die fehlenden Unterla-
gen beigebracht hat, 
b) wenn das Fachgebiet der Dissertation in der Fakultät nicht vertreten ist, oder 
c)  wenn eine fachlich kompetente Betreuung der Dissertation nicht gesichert ist. 
 
Der Zulassungsantrag kann abgelehnt werden, wenn bereits ein früheres Promotionsverfah-
ren abgebrochen oder endgültig erfolglos beendet wurde. Ein Ablehnungsbescheid ist zu be-
gründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
(3)  Ist eine Zulassung unter Auflagen gemäß Abs. 1 erfolgt, kann diese widerrufen werden, wenn 
die Auflagen nicht fristgemäß erfüllt wurden. 
 
 
§ 7 Betreuung 
 
(1)  Nach der Zulassung zur Promotion bestellt der Promotionsausschuss auf Vorschlag der Dok-
torandin/des Doktoranden eine Hochschullehrerin/einen Hochschullehrer oder ein habilitier-
tes Mitglied der Fakultät zur Betreuerin/zum Betreuer der Dissertation. Im Einvernehmen mit 
der Doktorandin/dem Doktoranden kann die Zahl der Betreuerinnen und Betreuer auf zwei 
erhöht werden. Die/der weitere Betreuerin/Betreuer kann einer anderen Fakultät der Techni-
schen Universität Dortmund oder einer anderen inländischen oder ausländischen Hochschu-
le angehören. Die weitere Betreuerin/der weitere Betreuer muss Hochschullehre-
rin/Hochschullehrer einer Hochschule mit Promotionsrecht oder habilitiertes Mitglied einer 
Hochschule sein. Ausnahmsweise genügt eine Promotion, wenn der Fakultätsrat zuvor eine 
besondere wissenschaftliche Qualifikation zur Betreuung der Promotion durch Beschluss 
festgestellt hat, die über die bloße Promotion hinausgeht (besondere wissenschaftliche Be-
fähigung). 
 
(2)  Aufgabe der Betreuerin/des Betreuers ist es, 
 
a) gemeinsam mit der Doktorandin/dem Doktoranden einen Zeitplan für die Anfertigung der 
Dissertation zu besprechen und das strukturierte Promotionsprogramm abzustimmen, 
b) sich während der Anfertigung der Dissertation regelmäßig von der Doktorandin/dem Dok-
toranden über den Fortschritt ihres/seines Vorhabens unterrichten zu lassen, 
c)  die Doktorandin/den Doktoranden bei auftretenden Schwierigkeiten fachkundig zu bera-
ten, 
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d) von der Doktorandin/dem Doktoranden gelieferte Beiträge umfassend in mündlicher oder 
schriftlicher Form zu kommentieren. 
 
(3)  Die Doktorandin/der Doktorand ist verpflichtet, ihrer/seiner Betreuerin oder ihren/seinen 
Betreuer einmal jährlich über die bisherigen und geplanten Aktivitäten zu berichten. 
 
 
§ 8 Widerruf der Zulassung zum Promotionsverfahren 
 
Der Promotionsausschuss kann die Zulassung zum Promotionsverfahren frühestens ein Jahr 
nach der Zulassung zur Promotion im Einvernehmen mit der Betreuerin/dem Betreuer wider-
rufen, wenn sich die Doktorandin/der Doktorand nicht im erforderlichen und zumutbaren 
Maße um die Fertigstellung der Dissertation sowie die Absolvierung des strukturierten Pro-
motionsprogramms erfolgreich bemüht. Vor einer Entscheidung ist die Doktorandin/der Dok-
torand zu hören. Der Promotionsausschuss kann darüber hinaus nach Ablauf von drei Jahren 
die Doktorandin/den Doktoranden auffordern, einen Zwischenbericht über den Stand ih-
rer/seiner Dissertation vorzulegen, oder der Doktorandin/dem Doktoranden im Einverneh-
men mit der Betreuerin/dem Betreuer eine Frist setzen, innerhalb derer die Dissertation ein-
zureichen ist. 
 
 
§ 9 Strukturiertes Promotionsprogramm 
 
(1)  Während des Promotionsverfahrens nimmt die Doktorandin/der Doktorand an einem struktu-
rierten Promotionsprogramm teil.  
 
(2)  Das strukturierte Promotionsprogramm der Fakultät für Elektrotechnik und Informations-
technik besteht aus einer angemessenen Auswahl von Leistungen aus den folgenden Berei-
chen, die individuell durch den Betreuer/ die Betreuerin mit dem Doktoranden/der Doktoran-
din abzustimmen und festzulegen ist: 
 
a) regelmäßige Teilnahme als Vortragende/Vortragender und Zuhörerin/Zuhörer an Kollo-
quien der Fakultät für Elektrotechnik und Informationstechnik und des Lehrstuhls, an 
dem die Dissertation bearbeitet wird, 
b) Teilnahme an Doktorandinnen/Doktoranden-Workshops der Fakultät für Elektrotechnik 
und Informationstechnik und des Lehrstuhls, an dem die Dissertation bearbeitet wird, 
c) Teilnahme an Veranstaltungen von Graduiertenschulen / Forscherinnen- und Forscher-
gruppen / Sonderforschungsbereichen / Schwerpunktprogrammen oder ähnlichen ge-
meinsamen Forschungsprojekten bzw. Forschungskooperationen, soweit das Dissertati-
onsthema hierin eingebunden ist, 
d) Teilnahme an nationalen und internationalen wissenschaftlichen Konferenzen ein-
schließlich der Einreichung wissenschaftlicher Veröffentlichungen und der persönlichen 
Präsentation der eingereichten Veröffentlichung, 
e) Erarbeitung und Einreichung wissenschaftlicher Veröffentlichungen in Fachzeitschriften, 
f)   Durchführung von Lehrveranstaltungen für Studierende wie z.B. Übungen, Seminare, Pro-
jektgruppen, Praktika zur Erhöhung der Lehrkompetenz der Doktorandin/ des Doktoran-
den, 
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g) Teilnahme an Weiterbildungsveranstaltungen zur Persönlichkeitsbildung zu Themen wie 
z.B. Didaktik, Rhetorik, Zeitmanagement, 
h) Teilnahme an und Organisation von wissenschaftlichen Exkursionen und Veranstaltun-
gen,  
i)   Teilnahme an der Fachgremienarbeit in wissenschaftlichen Verbänden, 
j)   Teilnahme an Vorlesungen des Masterkatalogs der Fakultät für Elektrotechnik und In-
formationstechnik oder anderer Fakultäten zur Vertiefung und Erweiterung des Fachwis-
sens auf dem Gebiet des Dissertationsthemas. 
 
 
§ 10 Dissertation 
 
Die Doktorandin/der Doktorand muss eine selbständige, beachtliche, schriftliche, wissen-
schaftliche Arbeit auf dem Wissenschaftsgebieten der Fakultät für Elektrotechnik und In-
formationstechnik vorlegen, die einen Fortschritt des Standes der wissenschaftlichen Er-
kenntnisse darstellt. Die Dissertation ist in der Regel in deutscher oder englischer Sprache 
vorzulegen. Über Ausnahmen entscheidet der Promotionsausschuss im Einvernehmen mit 
der Betreuerin/dem Betreuer. 
 
 
§ 11 Antrag auf Annahme der Dissertation und Einreichung der Dissertation 
 
(1)  Der Antrag der Doktorandin/des Doktoranden auf Annahme der Dissertation und damit zur 
Eröffnung des Promotionsprüfungsverfahrens ist schriftlich an den Promotionsausschuss 
der Fakultät zu richten. 
 
(2)  Mit dem Antrag einzureichen sind: 
 
a) die Dissertation in vier gebundenen, maschinenschriftlichen Exemplaren, 
b) eine Zusammenfassung der Dissertation im Umfang von nicht mehr als einer DIN A4-
Seite und eine Auflistung der wissenschaftlichen Veröffentlichungen, die ihm Rahmen 
der Promotion verfasst wurden, 
c)  eine schriftliche eidesstattliche Versicherung, dass die Dissertation selbständig verfasst 
und alle in Anspruch genommenen Quellen und Hilfen in der Dissertation vermerkt wur-
den, 
d) eine Erklärung darüber, ob die Dissertation in der gegenwärtigen oder in einer anderen 
Fassung an der Technischen Universität Dortmund oder an einer anderen Hochschule im 
Zusammenhang mit einer staatlichen oder akademischen Prüfung bereits vorgelegt wor-
den ist und 
e) der von der Fakultät geforderte Nachweis über das erfolgreiche Absolvieren des von ihr 
festgelegten strukturierten Promotionsprogramms durch Bescheinigung des Betreuers / 
der Betreuerin. 
 
(3)  Ein Rücktritt vom Promotionsprüfungsverfahren ist dem Promotionsausschuss gegenüber 
schriftlich zu erklären. Er ist nur zulässig, 
 
a)  solange nicht eine endgültige Ablehnung der Dissertation erfolgt ist, oder 
b)  nach Annahme der Dissertation bis zum Beginn der mündlichen Prüfung. 
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In allen anderen Fällen des Rücktritts gilt die Prüfung als nicht bestanden. § 14 Abs. 8 gilt 
entsprechend. 
 
 
§ 12 Eröffnung des Promotionsprüfungsverfahrens und Bestellung 
der Referentinnen und Referenten 
 
Der Promotionsausschuss eröffnet das Promotionsprüfungsverfahren, wenn ein schriftlicher 
Antrag auf Annahme der Dissertation und die mit ihm einzureichenden Unterlagen (§ 11) voll-
ständig vorliegen. Mit der Eröffnung des Promotionsprüfungsverfahrens bestellt der Promo-
tionsausschuss die Hauptreferentin/den Hauptreferenten sowie die Korreferentin/den Kor-
referenten der Dissertation. Vorschläge der Doktorandin/des Doktoranden können berück-
sichtigt werden. Von den Betreuerinnen/Betreuern der Dissertation ist mindestens ei-
ne/einer zur Referentin/zum Referenten zu bestellen. Mindestens eine/einer der Referentin-
nen/Referenten muss der Fakultät als Hochschullehrerin / Hochschullehrer oder habilitier-
tes Mitglied angehören. Die weitere Referentin/der weitere Referent muss ebenfalls Hoch-
schullehrerin/Hochschullehrer einer Hochschule mit Promotionsrecht oder habilitiertes Mit-
glied einer Hochschule sein. Ausnahmsweise genügt eine Promotion, wenn der Fakultätsrat 
zuvor für die Mitwirkung an dem Promotionsverfahren die besondere wissenschaftliche Be-
fähigung festgestellt hat. 
 
Das Promotionsverfahren soll spätestens sechs Monate nach Vorlage der Dissertation abge-
schlossen sein. 
 
 
§ 13 Prüfungskommission 
 
(1)  Der Promotionsausschuss bestellt nach Eröffnung des Promotionsprüfungsverfahrens eine 
Prüfungskommission sowie deren Vorsitzende/deren Vorsitzenden. Die Prüfungskommission 
besteht in der Regel aus der/dem Vorsitzenden und drei weiteren Mitgliedern. Die Referen-
tinnen und Referenten sollen zu den weiteren Mitgliedern der Prüfungskommission gehören. 
Der Prüfungskommission können externe Mitglieder von in- und ausländischen Hochschulen 
und Forschungsinstituten angehören. Wird die Promotion gemeinsam mit einer anderen 
Hochschule betreut, kann die Prüfungskommission erweitert werden. Die Mitglieder der Prü-
fungskommission müssen Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer einer Hochschule mit 
Promotionsrecht oder habilitierte Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftler sein. Bei 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer einer Hochschule ohne Promotionsrecht und bei 
sonstigen Mitgliedern einer Hochschule genügt ausnahmsweise eine Promotion, wenn der 
Fakultätsrat zuvor für die Mitwirkung an dem Promotionsverfahren eine besondere wissen-
schaftliche Eignung festgestellt hat. Die/der Vorsitzende der Prüfungskommission muss 
Hochschullehrerin oder Hochschullehrer sein. 
 
(2)  Die Doktorandin/der Doktorand kann Vorschläge zur Besetzung der Prüfungskommission 
machen. Bei der Bestellung der Prüferinnen und Prüfer soll nach Möglichkeit den Vorschlä-
gen der Doktorandin/des Doktoranden gefolgt werden. 
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(3) Aufgaben der Prüfungskommission sind: 
 
a) Entscheidung über Annahme oder Ablehnung der Dissertation, 
b) Benotung der Dissertation, 
c) Durchführung und Benotung der mündlichen Prüfungen, 
d)  Feststellung des Gesamtergebnisses, 
e)  Feststellung der Druckreife der Dissertation oder Erteilung von Auflagen für die zur Ver-
öffentlichung bestimmte Form der Dissertation unter Beachtung der Vorschläge durch 
die Gutachterinnen/Gutachter. 
 
(4)  Die Prüfungskommission trifft ihre Entscheidung über das Ergebnis der mündlichen Prüfung 
und das Gesamtergebnis unmittelbar nach der mündlichen Prüfung. Stimmenthaltungen 
sind nicht zulässig. Die Prüfungskommission soll ihre Entscheidung einvernehmlich treffen. 
Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, führt sie die Entscheidung durch Mehr-
heitsbeschluss herbei. Die Prüfungskommission ist nur beschlussfähig, wenn alle Mitglieder 
anwesend sind. 
 
  
§ 14 Begutachtung der Dissertation 
 
(1)  Die Referentinnen/Referenten legen dem Promotionsausschuss in der Regel innerhalb von 
zehn Wochen unabhängige, begründete Gutachten vor. Die Gutachterinnen/Gutachter bean-
tragen in ihren Gutachten Annahme, Umarbeitung oder Ablehnung der Dissertation. 
 
(2)  Beantragen sie die Annahme der Dissertation, so schlagen sie auch ein Prädikat für die Dis-
sertation vor. Als Noten gelten 
 
a) „mit Auszeichnung“ (summa cum laude), 
b)  „sehr gut“ (magna cum laude), 
c) „gut“ (cum laude), 
d) „bestanden/genügend“ (rite). 
  
 Die Note „mit Auszeichnung“ darf nur bei ungewöhnlich hohen wissenschaftlichen Leistun-
gen erteilt werden. 
 
(3)  Wurde die Annahme der Dissertation einstimmig befürwortet, so wird sie für die Dauer von 
zwei Wochen im Dekanat der Fakultät zur Einsichtnahme für die in Forschung und Lehre täti-
gen Mitglieder der Technischen Universität Dortmund ausgelegt. Dies wird den Mitgliedern 
der Fakultät durch Aushang am Dekanat sowie den Fakultäten der Technischen Universität 
Dortmund unverzüglich schriftlich mitgeteilt. Erfolgt innerhalb von drei Tagen nach dem En-
de der Auslagezeit kein Einspruch, ist die Dissertation angenommen. 
 
(4)  Sprechen sich die Referentinnen/Referenten übereinstimmend für eine Ablehnung der Dis-
sertation aus, so stellt der Promotionsausschuss fest, dass die Dissertation abgelehnt ist. 
Eine abgelehnte Arbeit verbleibt mit allen Gutachten bei den Akten der Fakultät. Bei Ableh-
nung der Dissertation ist die Promotion nicht bestanden. 
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(5)  Sprechen sich die Referentinnen/Referenten einstimmig für eine Umarbeitung der Disserta-
tion aus, so setzt der Promotionsausschuss auf Vorschlag der Referentinnen und Referenten 
eine angemessene Frist von maximal 6 Monaten, innerhalb der die Arbeit neu einzureichen 
ist. Lässt die Doktorandin/der Doktorand die Frist ohne wichtigen Grund verstreichen oder 
kommt sie/er den erteilten Auflagen nicht nach, so ist die Dissertation abzulehnen. Abs. 4 
Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(6)  Sind sich die Referentinnen und Referenten über Annahme, Umarbeitung oder Ablehnung der 
Dissertation nicht einig, bestimmt der Promotionsausschuss eine weitere Referentin/einen 
weiteren Referenten. Das dritte Gutachten gibt den Ausschlag. 
 
(7)  Im Falle eines fristgerechten begründeten Einspruchs gegen die Annahme der Dissertation 
entscheidet die Prüfungskommission nach Einholung von Stellungnahmen der beteiligten 
Referentinnen/Referenten über das weitere Verfahren. In Zweifelsfällen muss eine weitere 
Referentin/ein weiterer Referent hinzugezogen werden. Über die endgültige Annahme oder 
Ablehnung der eingereichten Arbeit als Dissertation entscheidet in diesem Fall die Prüfungs-
kommission aufgrund aller vorliegenden Gutachten und Stellungnahmen. 
(8)  Die/der Vorsitzende des Promotionsausschusses unterrichtet die Doktorandin/den Dokto-
rand über jede getroffene Entscheidung. Ablehnende Bescheide sind zu begründen und mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Der Doktorandin/dem Doktoranden ist zuvor 
rechtliches Gehör zu geben. 
 
 
§ 15 Mündliche Prüfung 
 
(1)  Nach der endgültigen Annahme der Dissertation setzt der Promotionsausschuss einen Ter-
min für die mündliche Prüfung fest. Die mündliche Prüfung soll spätestens sechs Monate 
nach Antrag auf Annahme der Dissertation und Einreichung der Dissertation und innerhalb 
von acht Wochen nach der endgültigen Annahme der Dissertation stattfinden. Die Doktoran-
din/der Doktorand und die Mitglieder der Prüfungskommission sind mit einer Frist von min-
destens zehn Tagen zur mündlichen Prüfung einzuladen. Der Termin der mündlichen Prüfung 
wird außerdem durch Aushang in der Fakultät bekannt gegeben. 
 
(2)  Die mündliche Prüfung findet in der Form eines öffentlichen Vortrags mit anschließendem 
Rigorosum statt. Sie dient der Feststellung, ob die Doktorandin/der Doktorand aufgrund be-
sonderer wissenschaftlicher Kenntnisse und Fähigkeiten in der Lage ist, die von ihr / ihm in 
der Dissertation erarbeiteten Ergebnisse zu begründen, weiter auszuführen und in den Kon-
text ihres/seines Fachgebietes zu stellen.  
 
(3)  Die mündliche Prüfung beginnt mit einem öffentlichen Vortrag über die Ergebnisse der Dis-
sertation mit einer Dauer von 45 Minuten und anschließender Diskussion von nicht mehr als 
15 Minuten. Im Anschluss daran findet das Rigorosum (nicht öffentlich) mit einer Dauer von 
60 Minuten statt. 
 
(4) Die mündliche Prüfung findet in der Regel in der Sprache, in der die Dissertation verfasst 
wurde, statt. Über Ausnahmen entscheidet der Promotionsausschuss im Einvernehmen mit 
der Prüfungskommission. 
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(5) Die mündliche Prüfung ist in der Regel eine Einzelprüfung. Sie wird von der/dem Vorsitzen-
den der Prüfungskommission geleitet. Prüfungs- und frageberechtigt sind die Mitglieder der 
Prüfungskommission. Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der mündlichen Prü-
fung sind in einem Protokoll festzuhalten. 
 
(6) Bleibt die Doktorandin/der Doktorand der mündlichen Prüfung ohne hinreichende Entschul-
digung fern oder bricht sie/er die Prüfung ab, so gilt diese als nicht bestanden. 
 
 
§ 16 Ergebnis der Prüfungen 
 
(1) Unmittelbar im Anschluss an die mündliche Prüfung entscheidet die Prüfungskommission in 
nicht öffentlicher Sitzung auf der Grundlage der vorliegenden Gutachten und der gezeigten 
Leistung in der mündlichen Prüfung, ob 
 
a) die Doktorandin/der Doktorand zu promovieren ist, 
b) die Doktorandin/der Doktorandin die mündliche Prüfung wiederholen muss, oder 
c) die Promotion abgelehnt wird. 
 
(2)  Entscheidet die Prüfungskommission, dass die Doktorandin/der Doktorand zu promovieren 
ist, legt sie die Note für die mündliche Prüfung fest. Für die Bezeichnung der Prädikate gilt § 
14 Abs. 2 entsprechend. 
 
(3)  Anschließend setzt die Prüfungskommission die Gesamtnote für die Promotion fest. Bei der 
Festlegung der Gesamtnote ist in der Regel auf die Bewertung der Dissertation besonderes 
Gewicht zu legen. Für die Bezeichnung der Prädikate gilt § 14 Abs. 2 entsprechend. 
 
(4)  Anschließend teilt die/der Vorsitzende der Prüfungskommission in Gegenwart der Prüfungs-
kommission der Doktorandin/dem Doktoranden die Bewertung ihrer/seiner Leistungen sowie 
etwaige Änderungsauflagen für die Veröffentlichung der Dissertation mit. 
 
(5) Über das Ergebnis der Dissertation, der mündlichen Prüfung und der Promotion stellt der 
Promotionsausschuss der Doktorandin/dem Doktoranden auf Wunsch der Doktorandin/des 
Doktoranden eine vorläufige Bescheinigung aus. Im Falle der Ablehnung der Promotion gilt § 
14 Abs. 8 entsprechend. 
 
 
§ 17 Wiederholung der mündlichen Prüfung 
 
(1)  Eine nicht bestandene mündliche Prüfung kann die Doktorandin/der Doktorand einmal – in-
nerhalb eines Jahres – wiederholen. Den Termin für die Wiederholung bestimmt der Promo-
tionsausschuss im Einvernehmen mit der Prüfungskommission. 
 
(2)  Hat die Prüfungskommission nach Nichtbestehen der Wiederholungsprüfung die Promotion 
endgültig abgelehnt, ist das Promotionsverfahren endgültig erfolglos beendet. Der Bescheid 
über das endgültige Nichtbestehen ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung 
zu versehen. Der Doktorandin/dem Doktoranden ist zuvor rechtliches Gehör zu geben. 
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§ 18 Veröffentlichung der Dissertation 
 
(1)  Nach erfolgreicher Durchführung des Promotionsprüfungsverfahrens ist die Doktorandin/der 
Doktorand verpflichtet, ihre/seine Dissertation in angemessener Weise der wissenschaftli-
chen Öffentlichkeit durch Vervielfältigung und Verbreitung zugänglich zu machen. Das für die 
Veröffentlichung vorgesehene Manuskript ist der/dem Vorsitzenden des Promotionsaus-
schusses vorzulegen. Diese/dieser prüft unter Beteiligung der Referentinnen/Referenten, ob 
die von der Prüfungskommission erteilten Auflagen erfüllt sind. 
 
(2)  Die Dissertation ist dann in angemessener Weise der wissenschaftlichen Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht, wenn die Verfasserin/der Verfasser - neben den für die Prüfungsunterla-
gen erforderlichen Exemplaren für die Archivierung - drei Exemplare unentgeltlich an die 
Hochschulbibliothek und zusätzlich ein Exemplar an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des 
Promotionsausschusses zur Archivierung abliefert. Diese Exemplare müssen auf alterungs-
beständigem holz- und säurefreiem Papier ausgedruckt und dauerhaft haltbar gebunden 
sein. Auf der Rückseite des Titelblattes ist die Veröffentlichung als Dissertation in der Fakul-
tät für Elektrotechnik und Informationstechnik unter Angabe des Dissertationsortes auszu-
weisen, sowie der Tag der mündlichen Prüfung und die Namen der Referentinnen/Referenten 
anzugeben. 
 
(3)  Darüber hinaus muss die Verbreitung sichergestellt sein durch 
 
a) die Ablieferung weiterer 40 Exemplare in Buch- oder Fotodruck, oder 
 
b) den Nachweis des Vertriebs über den Buchhandel durch einen gewerblichen Verlag mit 
der vertraglich zugesicherten Garantie, dass die Dissertation durch Aufnahme in das Ver-
zeichnis lieferbarer Bücher jederzeit erhältlich ist und dass bei entsprechender Nachfra-
ge kurzfristig weitere Exemplare nachgedruckt werden, oder 
 
c) durch einen gewerblichen Verleger mit einer Mindestauflage von 150 Exemplaren, oder 
 
d)  die Ablieferung einer nach Hochschulbibliotheksrichtlinien gefertigten elektronischen 
Version. In diesem Fall überträgt die Doktorandin/der Doktorand der Hochschule das 
Recht, im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben der Hochschulbibliothek weitere Kopien 
von der Dissertation herzustellen und zu verbreiten bzw. in Datennetzen zur Verfügung zu 
stellen. 
 
(4)  Die Dissertation ist spätestens ein Jahr nach der mündlichen Prüfung zu veröffentlichen. In 
begründeten Ausnahmefällen kann die/der Vorsitzende des Promotionsausschusses die 
Frist verlängern. Versäumt die Doktorandin/der Doktorand die ihr/ihm gesetzte Frist, so erlö-
schen alle durch die Prüfung erworbenen Rechte. 
 
 
§ 19 Abschluss des Promotionsverfahrens 
 
(1)  Sobald die letzte Promotionsleistung erbracht ist, wird eine Promotionsurkunde auf den Tag 
der erfolgreich abgelegten mündlichen Prüfung ausgestellt. Die Promotionsurkunde ist von 
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der Dekanin/vom Dekan und von der Rektorin/vom Rektor zu unterzeichnen. 
 
(2)  Mit der Aushändigung der Promotionsurkunde entsteht das Recht zur Führung des Doktor-
grades. 
 
 
§ 20 Promotion in gemeinsamer Betreuung mit einer Fakultät einer 
anderen Hochschule 
 
(1)  Der Doktorgrad kann auch im Zusammenwirken mit einer Fakultät einer anderen Hochschule 
mit Promotionsrecht aus dem In- oder Ausland vergeben werden. Sofern das Promotionsver-
fahren in Kooperation mit einer Hochschule ohne Promotionsrecht durchgeführt wurde, kann 
hierauf in der Promotionsurkunde hingewiesen werden. 
 
(2) Die Durchführung eines Promotionsverfahrens mit einer Fakultät einer anderen Hochschule 
setzt den Abschluss einer schriftlichen Vereinbarung voraus, in der die Fakultäten sich ver-
pflichten, eine gemeinsame Promotion zu ermöglichen und Einzelheiten des Zusammenwir-
kens zu regeln. 
 
(3) Sehen die jeweils gültigen Promotionsordnungen der beteiligten Fakultäten ein strukturier-
tes Promotionsprogramm gemäß § 9 vor, so einigen sich die Fakultäten der Hochschulen 
darüber, wo die Doktorandin/der Doktorand dieses Programm zu absolvieren hat, bzw. wel-
che Teile des Programms der jeweils anderen Hochschule anerkannt werden. 
 
 
§ 21 Ungültigkeitserklärung der Promotionsleistungen 
 
(1)  Ergibt sich vor Aushändigung der Promotionsurkunde, dass die Doktorandin/der Doktorand 
im Verfahren getäuscht bzw. den Versuch dazu gemacht hat, oder dass wesentliche Erfor-
dernisse für die Promotion nicht erfüllt waren, so erklärt der Fakultätsrat auf Antrag des 
Promotionsausschusses die Promotion für ungültig. 
 
(2)  Der Doktorandin/dem Doktoranden ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit 
zum rechtlichen Gehör zu gewähren. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
 
§ 22 Aberkennung des Doktorgrades 
 
(1)  Der Doktorgrad wird aberkannt, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch Täu-
schung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irr-
tümlich als gegeben angesehen worden sind. 
(2)  Über die Aberkennung des Doktorgrades entscheidet der Fakultätsrat. Der/dem Betroffenen 
ist vor der Entscheidung des Fakultätsrates Gelegenheit zum rechtlichen Gehör zu geben. 
Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
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§ 23 Rechtsbehelf 
 
Gegen Entscheidungen des Promotionsausschusses und der Prüfungskommission kann ge-
mäß den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) Widerspruch eingelegt wer-
den. Der Widerspruch ist an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des Promotionsausschusses 
zu richten. Über Widersprüche gegen Entscheidungen der Prüfungskommission entscheidet 
der Promotionsausschuss. Über Widersprüche gegen Entscheidungen des Promotionsaus-
schusses entscheidet der Fakultätsrat. Vor belastenden Entscheidungen ist der Doktoran-
din/dem Doktoranden Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
 
§ 24 Ehrenpromotion 
 
(1)  Der Doktorgrad „ehrenhalber“ Dr.-Ing. h. c. darf nur für hervorragende Leistungen auf dem 
Gebiet der Elektrotechnik und Informationstechnik verliehen werden. 
 
(2)  Mitgliedern der Technischen Universität Dortmund kann der Doktorgrad „ehrenhalber“ nicht 
verliehen werden. Wissenschaftlerinnen oder Wissenschaftlern, die bis vor wenigen Jahren 
Mitglieder der Technischen Universität Dortmund waren, soll der Doktorgrad „ehrenhalber“ 
nicht verliehen werden. 
 
(3)  Über die Verleihung des Doktorgrades „ehrenhalber“ entscheidet das Rektorat auf Vorschlag 
des Fakultätsrats. Dazu sind mindestens die Stimmen von zwei Dritteln der stimmberechtig-
ten Mitglieder des Fakultätsrates erforderlich. 
 
 
§ 25 Inkrafttreten 
 
(1)  Diese Promotionsordnung tritt am 01.11.2010 in Kraft. Zugleich tritt die bisherige Promo-
tionsordnung der Universität Dortmund für die Fakultät für Elektrotechnik vom 12.01.1983 
außer Kraft. 
 
(2)  Für Doktorandinnen und Doktoranden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Promo-
tionsordnung den Antrag auf Zulassung zum Promotionsverfahren gestellt haben, gilt die 
bisherige Promotionsordnung der Universität Dortmund für die Fakultät für Elektrotechnik in 
der Fassung vom 01.09.1992, wenn sie nicht die Anwendung dieser Promotionsordnung 
schriftlich beantragen. Der Antrag auf Anwendung dieser Promotionsordnung ist unwiderruf-
lich. 
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Fakultätsordnung für die Fakultät Raumplanung 
 
Aufgrund der §§ 2 Abs. 4 i. V. m. 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über die Hochschulen 
des Landes NRW (Hochschulgesetz - HG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. Seite 474) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Januar 2012 (GV. NRW Seite 90) und § 11 der 
Grundordnung (GO) der Technischen Universität Dortmund vom 10. Mai 2012 (AM 
7/2012) hat die Technische Universität Dortmund folgende Satzung erlassen: 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Diese Fakultätsordnung regelt die Organisation der Fakultät 9 und ist zugleich ihre 
Geschäftsordnung. 
 
§ 2 Bezeichnung der Fakultät 
Die Fakultät 9 wählt die Bezeichnung „Fakultät Raumplanung“. 
 
§ 3 Mitglieder der Fakultät 
(1) Mitglieder der Fakultät sind entsprechend § 26 Abs. 4 HG die die Dekanin/der 
Dekanin, das hauptamtliche Hochschulpersonal, das überwiegend in der Fakul-
tät tätig ist, und die Studierenden, die für einen der Fakultät angebotenen Stu-
diengang eingeschrieben sind. Zudem können Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler aus anderen Einrichtungen der TU Dortmund entsprechend § 2 
Abs. 2 Fachbereichsrahmenordnung (FBRO) Mitglieder der Fakultät werden. 
(2) Das aktive und passive Wahlrecht ergibt sich aus § 2 Abs. 1 FBRO. 
 
§ 4 Dekanat 
(1) Die Fakultät wird von einem Dekanat geleitet. Das Dekanat besteht aus der De-
kanin/dem Dekan und zwei Prodekaninnen/Prodekanen. Die Dekanin/der De-
kan vertritt die Fakultät innerhalb der Universität. Eine Prodekanin/ein Prode-
kan nimmt die Funktion der Studiendekanin/des Studiendekans wahr. Eine 
Prodekanin/ein Prodekan kann einer der Gruppen nach § 11 Abs. 1 Nrn. 2 bis 4 
HG angehören. Die Dekanin/der Dekan und die Prodekanin/der Prodekan, 
die/der die Dekanin/den Dekan vertritt, muss dem Kreis der Professorinnen 
und Professoren aus der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer angehören. Die Mitglieder des Dekanats werden vom Fakultätsrat mit der 
Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder für eine Amtszeit von vier Jahren 
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gewählt. Wird ein Mitglied aus der Gruppe der Studierenden zur Prodeka-
nin/zum Prodekan gewählt, beträgt ihre/seine Amtszeit ein Jahr. Scheidet die 
Dekanin/der Dekan oder eine Prodekanin/ein Prodekan aus ihrem/seinem Amt 
aus, so findet eine Nachwahl für den Rest der Amtszeit statt, sofern die Frist 
bis zum regulären Ablauf der Amtszeit mehr als drei Monate beträgt. 
(2) Die Dekanin/der Dekan wird mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Mitglieder 
des Fakultätsrates abgewählt, wenn zugleich mit der Mehrheit der Stimmen 
des Fakultätsrates eine neue Dekanin/ein neuer Dekan gewählt wird. Der An-
trag auf Abwahl ist von mindestens drei stimmberechtigten Mitgliedern des 
Fakultätsrates zu unterzeichnen. Nach Eingang des Antrages steht der Deka-
nin/dem Dekan eine Frist von zehn Werktagen zur Anfertigung einer Stellung-
nahme zur Verfügung. Nach Ablauf der Frist wird unverzüglich zu einer Sonder-
sitzung des Fakultätsrates eingeladen. Die Ladungsfrist beträgt mindestens 
zehn Werktage. Für die Abwahl ist nur ein Wahlgang vorgesehen. Die Wahl wird 
von einer Wahlleiterin/einem Wahlleiter, die/der aus der Mitte des Fakultätsra-
tes zu wählen ist, geleitet. 
 
Fakultätsrat (FR) 
 
§ 5 Mitgliedschaft 
(1) Gemäß § 28 Abs. 1 HG obliegt dem Fakultätsrat die Beschlussfassung über alle 
Angelegenheiten der Fakultät, für die nicht die Zuständigkeit der Dekanin/des 
Dekans oder eine andere Zuständigkeit bestimmt ist. 
(2) Mitglieder des Fakultätsrates sind gemäß § 28 Abs. 2 und Abs. 3 HG i.V.m. § 11 
Abs. 7 GO: 
1. die Dekanin/der Dekan als Vorsitzende/Vorsitzender mit beratender Stim-
me, 
2. die Prodekaninnen/die Prodekane mit beratender Stimme, 
3. sechs Vertreterinnen/Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen/Hochschullehrer, 
4. zwei Vertreterinnen/Vertreter der Gruppe der akademischen Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter, 
5. zwei Vertreterinnen/Vertreter der Gruppe der Studierenden und 
6. eine/ein Vertreterin/Vertreter der Gruppe der weiteren Mitarbeiterin-
nen/Mitarbeiter 
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Die Vertreterinnen/Vertreter der Gruppen 3 bis 6 werden von den Mitgliedern der Fa-
kultät nach Gruppen getrennt gewählt. Ihre Amtszeit beträgt zwei Jahre, die Amtszeit 
der studentischen Mitglieder beträgt ein Jahr. 
 
§ 6 Stimmberechtigung und Beschlussfähigkeit 
(1) Der Fakultätsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmbe-
rechtigten Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfähigkeit ist zu Beginn der 
Sitzung formell festzustellen. Sie gilt so lange als gegeben, bis auf Antrag eines 
Mitgliedes die Beschlussunfähigkeit formell festgestellt wird. 
(2) Das dem Fakultätsrat angehörende Mitglied der Gruppe der weiteren Mitarbei-
ter wirkt an Entscheidungen, die die Forschung, Lehre oder die Berufung von 
Hochschullehrerinnen/Hochschullehrern unmittelbar berühren nur beratend 
mit. Entscheidet die Dekanin/der Dekan gemäß § 11 Abs. 3 HG, dass das Mit-
glied aus der Gruppe der weiteren Mitarbeiter an Entscheidungen zu Forschung 
oder Lehre stimmberechtigt mitwirkt, so ist dies unverzüglich gegenüber dem 
FR zu begründen. Die Begründung ist in das Protokoll aufzunehmen. 
(3) Bei der Beratung des Fakultätsrates über Habilitationen und Habilitations- und 
Promotionsordnungen sind alle Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerin-
nen/Hochschullehrer, die Mitglieder der Fakultät sind, ohne Stimmrecht teil-
nahmeberechtigt. Bei der Beratung und Beschlussfassung über Berufungsvor-
schläge von Professorinnen und Professoren sind alle Professorinnen und Pro-
fessoren der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, die Mit-
glieder der Fakultät sind, ohne Stimmrecht teilnahmeberechtigt. 
 
§ 7 Einladung und Tagesordnung 
Zu den Sitzungen des FR lädt die Dekanin/der Dekan unter Beifügung der vorläufigen 
Tagesordnung ein. Die Ladungsfrist zu einer ordentlichen Sitzung beträgt eine Woche, 
in der vorlesungsfreien Zeit mindestens zwei Wochen. In dringenden Fällen kann mit 
abgekürzter Frist von mindestens 48 Stunden zu einer außerordentlichen Sitzung ein-
berufen werden. Es gilt das Absendedatum des Dekanats. 
 
Die Tagesordnung einer ordentlichen Sitzung beginnt mit den Punkten: 
1. Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit gem. § 6 Abs. 1 
2. Endgültige Festlegung der Tagesordnung 
3. Beschluss über die Nichtöffentlichkeit einzelner Tagesordnungspunkte 
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4. Genehmigung von Protokollen 
5. Bericht der Dekanin/des Dekans und Fragen an die Dekanin/den Dekan 
6. Berichte der Vorsitzenden der Kommissionen und Ausschüsse 
7. Wahlen 
Sie ist mit einem Punkt „Verschiedenes“ abzuschließen. 
Die Punkte 1-3 sind auch für außerordentliche Sitzungen bindend. Unter den TOP 5 
und 6 sowie „Verschiedenes“ können keine Beschlüsse gefasst werden. Die Aufnahme 
eines neuen TOPs während der Sitzung kann nur bei Eilbedürftigkeit und im Konsens 
unter Punkt 2 erfolgen. 
 
§ 8 Öffentlichkeit 
(1) Die Sitzungen des FR sind für die Mitglieder der Fakultät öffentlich. 
(2) Auf Antrag eines Mitglieds kann die Öffentlichkeit bei der Behandlung einzelner 
TOPs ausgeschlossen werden. Der Antrag gilt als Geschäftsordnungsantrag. 
(3) Personalangelegenheiten, Prüfungssachen, Promotions- und Habilitationsleis-
tungen, Berufungs- und Ernennungsvorschläge werden stets in nichtöffentli-
cher Sitzung behandelt. Die Dekanin/der Dekan trennt öffentliche und nichtöf-
fentliche Berichtspunkte und weist im letzteren Falle auf deren Vertraulichkeit 
hin. 
(4) Das Protokoll des öffentlichen Teils der FR-Sitzungen wird den Mitgliedern der 
Fakultät in geeigneter Weise bekannt gemacht. 
(5) Die Dekanin/der Dekan kann eine Protokollführerin/einen Protokollführer be-
stellen, der nicht Mitglied des FR sein muss. Die Protokollführerin/der Proto-
kollführer ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 
 
§ 9 Reihenfolge der Rednerinnen/Redner 
(1) Die/der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 
Sie/er kann jedoch eine Beratung nach sachlichen Gesichtspunkten gliedern. 
(2) Wortmeldungen zur Geschäftsordnung gehen allen anderen Wortmeldungen 
vor. Sie unterbrechen jedoch weder eine Rede noch eine Abstimmung oder ei-
nen Wahlgang. 
(3) Die/der Vorsitzende kann abweichend von der Reihenfolge der Wortmeldungen 
das Wort zur direkten Erwiderung erteilen. 
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§ 10 Abstimmungsverfahren 
(1) Jeder Antrag ist unmittelbar vor der Abstimmung im vollen Wortlaut zu verle-
sen. Antragsrecht haben nur stimmberechtigte Mitglieder des FR und Mitglie-
der des Dekanats. 
1. Geschäftsordnungsanträge gehen allen anderen Anträgen vor und unter-
brechen die Rednerliste. Liegen mehrere konkurrierende Geschäftsord-
nungsanträge vor, so kommen sie in der folgenden Reihenfolge zur Abstim-
mung. 
Zur Geschäftsordnung sind folgende Anträge möglich: 
1. Wiederholung einer Abstimmung wegen offensichtlicher Formfehler oder 
wegen objektiver Unklarheit über den Inhalt der Abstimmung, 
2. Feststellung der Beschlussfähigkeit, 
3. Schluss der Sitzung, 
4. Anfügen eines Punktes, zu dem nicht eingeladen war (nur unter TOP  
     2 und bei Eilbedürftigkeit möglich) 
5. befristete Unterbrechung der Sitzung, 
6. Übergang zum nächsten Tagesordnungspunkt, 
7. Änderung der Reihenfolge der TOPs während der Sitzung, 
8. Vertagung eines Punktes der TO, 
9. Vertagung einer Beschlussfassung, 
10. Nichtbefassung mit einem Punkt der TO (nur unter TOP 2 möglich) 
11. Nichtbefassung mit einem Antrag, 
12. Überweisung einer Sache an eine Kommission oder einen  
       Ausschuss 
13. Schluss der Debatte, 
14. Schluss der Rednerliste, 
15. Erteilung des Rederechts an Nichtmitglieder des Fakultätsrates, 
16. Beschränkung der Redezeit. 
Über Anträge gemäß Abs. 2 mit Ausnahme Nr. 10 und des Antrages auf Aus-
schluss der Öffentlichkeit wird nach Anhörung von höchstens je zwei Red-
nern für oder gegen den Antrag entschieden. 
(2) Als Sachanträge gelten alle Anträge, die nicht solche zur Tagesordnung oder 
zur Geschäftsordnung sind. Ein Sachantrag kann nur unter einem TOP behan-
delt werden, zu dem er der Sache nach gehört. Sachanträge zu einem TOP kön-
nen eingebracht werden, solange die Vorsitzende/der Vorsitzende diesen nicht 
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formell abgeschlossen hat. Zu TOPs, die nur einen Bericht oder eine Mitteilung 
vorsehen, sind Sachanträge nicht zulässig. 
(3) Bei Anträgen, die nur bestimmte Fächer oder Einrichtungen betreffen, sind die-
se über den Inhalt des Antrags und die getroffene Entscheidung zu informieren. 
(4) Änderungs- oder Ergänzungsanträge zu einem Sachantrag gehen diesem und 
den mit ihm konkurrierenden Anträgen vor. Wird ein Antrag durch Abstimmung 
ergänzt oder geändert, so gilt er von da ab in der neuen Fassung. 
(5) Liegen zur selben Sache mehrere konkurrierende Anträge vor, so wird über den 
weitest gehenden zuerst abgestimmt. Sobald ein Antrag die notwendige Mehr-
heit gefunden hat, entfallen alle übrigen. 
(6) Nach Eröffnung der Abstimmung über den weitest gehenden Antrag können An-
träge zur selben Sache erst dann erneut gestellt werden, wenn alle vorliegen-
den Anträge abgelehnt oder zurückgezogen worden sind. 
(7) Sind zwei Anträge von der Art, dass die Zustimmung zum einen die Zustimmung 
zum anderen logisch ausschließt (Alternativanträge), so wird statt nach Abs. 6 
wie folgt verfahren. Jede/jeder Stimmberechtigte kann ihre/seine Stimme für 
einen der beiden Anträge abgeben oder sich enthalten. Anschließend wird über 
den Antrag, der die meisten Stimmen erhalten hat, gemäß Abs. 6 abgestimmt. 
(8) Über einzelne Teile eines Sachantrages kann getrennt abgestimmt werden, 
falls dies sinnvoll möglich ist. 
 
§ 11 Beschlussfassung 
(1) Ein Antrag ist durch Konsens beschlossen, wenn die/der Vorsitzende nach Ver-
lesung des Wortlautes fragt, ob Konsens bestehe und kein Widerspruch dage-
gen erhoben wird. 
(2) Abstimmungen erfolgen i. d. R. durch Handzeichen. Auf Verlangen eines anwe-
senden stimmberechtigten Mitgliedes hat die Abstimmung geheim zu erfolgen; 
dies gilt nicht für Geschäftsordnungsanträge. Entscheidungen über Personal-
angelegenheiten erfolgen stets in geheimer Abstimmung. 
(3) Ein Antrag ist angenommen, wenn er mehr Ja-Stimmen als Nein-Stimmen er-
halten hat, wobei die Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen bei der Be-
rechnung der Mehrheit nicht mitgezählt werden. Bei Stimmengleichheit gilt der 
Antrag als abgelehnt. 
(4) Die Beschlussfassung über  
1. Studien- und Prüfungsordnungen, 
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2. Instituts-, Verwaltungs- und Benutzungsordnungen der wissenschaftlichen 
Einrichtungen und Betriebseinheiten der Fakultät, 
3. Ordnungen der Fakultät sowie 
4. die Bildung und Auflösung von Kommissionen und Ausschüssen 
bedarf der Zustimmung von mehr als der Hälfte der stimmberechtigten Mit-
glieder des Fakultätsrates. 
 
§ 12 Ausschüsse, Kommissionen, Beauftragte 
(1) Der FR kann gemäß § 6 Abs. 1 FBRO Ausschüsse bilden und ihnen Entschei-
dungsbefugnisse für bestimmte Aufgaben übertragen („beschließende Aus-
schüsse“). Die Übertragung der Entscheidungsbefugnisse ist jederzeit wider-
rufbar. Außerdem kann der FR beratende Kommissionen sowie Beauftragte für 
bestimmte Aufgaben einsetzen. 
(2) Die zu wählenden Mitglieder der Kommissionen und Ausschüsse werden nach 
Gruppen getrennt gewählt. Gemäß § 6 Abs. 4 FBRO kann die Fakultät einver-
nehmlich eine integrierte Wahl beschließen. Nachwahlen erfolgen für den Rest 
der Amtszeit auf der nächsten ordentlichen FR-Sitzung. Die Amtszeiten von 
Beauftragten und Mitgliedern von Ausschüssen und Kommissionen betragen 
bei Studierenden ein Jahr, bei den übrigen Mitgliedern zwei Jahre.  
(3) Beauftragte wie Mitglieder von Kommissionen oder Ausschüssen können aus 
wichtigem Grunde zurücktreten. Der Rücktritt ist gegenüber der Dekanin/dem 
Dekan zu erklären. Mitglieder der Kommissionen und Ausschüsse oder Beauf-
tragte sind im Falle ihres Rücktritts oder nach Ablauf ihrer Amtszeit verpflich-
tet, ihr Amt bis zur Bestellung einer Nachfolgerin/eines Nachfolgers weiterzu-
führen. 
(4) Gemäß § 6 Abs. 3 FBRO richtet sich die gruppenmäßige Zusammensetzung 
nach den Aufgaben der jeweiligen Kommissionen oder des Ausschusses. In 
Kommissionen für Angelegenheiten, die die Forschung oder Berufung von 
Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer unmittelbar berühren, ist die Gruppe 
der akademischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter durch mindestens ein Mitglied 
vertreten. Die Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer haben mindestens einen Sitz mehr als die übrigen Mitglieder der Kom-
mission oder des Ausschusses zusammengenommen. 
(5) Gemäß § 6 Abs. 4 FBRO ist eine Hochschullehrerin/ein Hochschullehrer oder 
eine akademische Mitarbeiterin/ein akademischer Mitarbeiter die/der Vorsit-
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zende einer Kommission oder eines Ausschusses. Die Vorsitzenden und Beauf-
tragten werden vom FR integriert gewählt. 
(6) Gemäß § 6 Abs. 5 FBRO sind Kommissionen und Ausschüsse beschlussfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Für Abstimmungsverfah-
ren und Beschlussfassung gelten §§ 10 und 11 sinngemäß. 
(7) Für ständige Aufgaben richtet der FR folgende Kommissionen und Ausschüsse 
ein: 
1. Kommission Studium und Lehre (KSL) 
Fünf Mitglieder mit drei Vertreterinnen/Vertretern der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen/Hochschullehrer sowie einer Vertreterin/einem Vertreter der Grup-
pe der akademischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter und einer/einem Vertrete-
rin/Vertreter der Studierenden. Die Leitung erfolgt durch die/den zuständigen/n 
Prodekan/in.  
2. Kommission Struktur und Entwicklung (KSE) 
Sieben Mitglieder mit vier Vertreterinnen/Vertreter der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen/Hochschullehrer sowie je einer Vertreterin/einem Vertreter der 
Gruppe der akademischen, der weiteren Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sowie 
der Studierenden. Die Leitung erfolgt durch die/den zuständige/n Prodekan/in. 
3. Prüfungs- und Zulassungsausschuss (PA) 
Fünf Mitglieder mit drei Vertreterinnen/Vertretern der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen/Hochschullehrer sowie einer Vertreterin/einem Vertreter der Grup-
pe der akademischen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter und einer/einem Vertrete-
rin/Vertreter der Studierenden. Die Gruppe der Studierenden wird bei der Erar-
beitung der Prüfungsordnungen beteiligt. 
4. Kommission Qualitätsverbesserungsmittel (QVM):  
Fünf Mitglieder mit einem Vertreter/eine Vertreterin aus der Gruppe der Pro-
fessoren und Professorinnen, einen Vertreter aus der Gruppe der wissenschaft-
lichen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und drei Vertreter/Vertreterinnen aus 
der Gruppe der Studierenden.  
(8) Gemäß Promotionsordnung wählt der Fakultätsrat den Promotionsausschuss 
(PromA) der Fakultät. 
(9) Für zeitlich und inhaltlich begrenzte Aufgaben können weitere Kommissionen 
(Ad-hoc-Kommissionen) gebildet werden. Über die Zusammensetzung be-
schließt der FR bei der Einrichtung der Kommissionen. 
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§ 13 Berufungs- und Habilitationskommissionen 
Die Zusammensetzung der Berufungs- und Habilitationskommissionen richtet sich 
nach den gesetzlichen Bestimmungen des Hochschulgesetzes, der Grundordnung der 
TU Dortmund und der Fachbereichsrahmenordnung der TU Dortmund in der jeweils 
geltenden Fassung sowie der Berufungs- und der Habilitationsordnung der TU Dort-
mund. 
 
Wissenschaftliche Einrichtungen 
 
§ 14 Wissenschaftliche Einrichtungen (Institute) 
(1) Gemäß § 29 Abs. 1 HG in Verbindung mit § 4 der FBRO können unter Verantwor-
tung der Fakultät Institute gebildet werden, über deren Errichtung, Änderung 
und Aufhebung der Fakultätsrat mit Zustimmung des Rektorats beschließt. 
(2) Für die Institute erlässt der FR jeweils eine Verwaltungs- und Benutzungsord-
nung, die der Zustimmung des Rektorats bedarf. 
 
§ 15 Betriebseinheiten 
(1) Gemäß § 29 Abs. 2 HG in Verbindung mit § 5 der FBRO können an der Fakultät 
Betriebseinheiten gebildet werden, über deren Einrichtung, Änderung und Auf-
hebung der Fakultätsrat mit Zustimmung des Rektorats beschließt. 
(2) Für jede Betriebseinheit erlässt der FR eine Verwaltungs- und Benutzungsord-
nung, die der Zustimmung des Rektorats bedarf. 
 
Sonstige Regelungen 
 
§ 16 Änderung der Fakultätsordnung 
Eine Änderung dieser Ordnung ist nur in einer ordentlichen Sitzung des FR möglich. 
Der Antrag zur Änderung muss in vollem Wortlaut mit der Einladung versandt worden 
sein. Er bedarf zu seiner Annahme der Mehrheit der Stimmen im FR. 
 
§ 17 Übergangs- und Schlussbestimmungen 
In den in dieser Fakultätsordnung nicht geregelten Fällen sind die Fachbereichsrah-
menordnung und die Geschäftsordnung des Senats der TU Dortmund in ihrer jeweili-
gen Fassung anzuwenden. 
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§ 18 Inkrafttreten 
Die Fakultätsordnung tritt rückwirkend zum 01. Juli 2012 in Kraft; zugleich tritt die 
Fakultätsordnung vom 03. Januar 1994 (AM 01/94), zuletzt geändert 24. Oktober 2001 
(AM 15/01) außer Kraft. 
 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fakultätsrates vom 20. Juni 2012.  
 
Dortmund, den 21. August 2012 
 
Die Rektorin 
der TU Dortmund 
 
Universitätsprofessorin 
Dr. Ursula Gather 
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1. Anforderungsprofil zur Erstellung des Gleichstellungskon-
zepts im Sinne des LGG für die Fakultät Kunst- und Sport-
wissenschaften (2011 bis 2013)  
Gliederung 
1. Entwicklungs- und Bestandsanalyse 2008 bis 2010 
2. Bewertung der operativen Umsetzung 2008 bis 2010 
3. Konkrete Ziele für 2011 bis 2013 
4. Umsetzung der Ziele 2011 bis 2013 
4.1 Umsetzung der Ziele gemäß der forschungsorientierten Gleichstellungs-
standards der DFG  
4.2 Umsetzung der Gleichstellungsziele für die studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräfte sowie die wissenschaftlichen Beschäftigten und 
die Beschäftigten aus Verwaltung und Technik  
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1. Entwicklungs- und Bestandsanalyse 2008 bis 2010 
Bitte beschreiben Sie die Entwicklung der Geschlechterverhältnisse in Ihrer Fa-
kultät differenziert nach den unterschiedlichen Personengruppen für den Zeit-
raum 2008 bis 2010.  
 
Studierende 
Bei den Absolventinnen ist das durchschnittliche Geschlechterverhältnis gesamt 
in den Jahren von 2007-2009 mit 73,1% weiblichen Absolventinnen im Ver-
gleich zu 2004-2006 mit 74,1% nur um 1% gesunken. Spitzen von bis zu 100% 
Frauenanteil ergaben sich bei den Absolventinnen im Grundschullehramt oder 
Lehramt Sonderpädagogik häufig in Verbindung mit den Fächern Kunst oder 
Textilgestaltung. Das ausgeglichendste Verhältnis wiesen die Fächer Musik mit 
62,7% und Sport mit 63,3% Frauenanteil auf, wobei es sich bei Sport um die 
größte Gruppe handelte, die 30,3% innerhalb der Lehramtsabsolventinnen der 
Fakultät 16 ausmacht. Nicht Lehramtsabsolventen sind aufgrund des auslau-
fenden Magisterstudiengangs Vergleichende Textilwissenschaft (dieser Studi-
engang ist in diesem Zeitraum der einzige Nichtlehramtsstudiengang der Fakul-
tät; es handelt sich hierbei lediglich um 4 Köpfe) nicht relevant.  
Im Gegensatz zu den Absolventinnen lag die durchschnittliche Anzahl der weib-
lichen Studierenden in allen Studiengängen der Fakultät 16 innerhalb der Jahre 
2007-2009 durchschnittlich bei 60,8% im WiSe 2009/10 bei 58,5%. 
 
Personal Wissenschaft 
Das wissenschaftliche Personal der Fakultät 16 wies 2010 ein ausgeglichenes 
Verhältnis auf. Innerhalb der professoralen Stellen lag der Frauenanteil bei 
47,1%, beim sonstigen wissenschaftlichen Personal bei 47,6% (Teilzeitkräfte 
als Vollzeitäquivalent berechnet, Stand Januar 2010). 
Es haben innerhalb des Erhebungszeitraums (2007-2009) 5 Habilitationen 
stattgefunden, der Frauenanteil betrug 40%.  
Bei den Promotionen (insg. 24 von 2007 bis 2009) lag der Frauenanteil bei 
58,3%.  
 
Personal Verwaltung / Technik 
· Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
· 15/2012          Seite 87 
·  
·  
Bei den nicht-wissenschaftlichen und Verwaltungsstellen war im Jahr 2010 der 
Frauenanteil mit 61,8% leicht erhöht (Teilzeitkräfte als Vollzeitäquivalent be-
rechnet, Stand Januar 2010).  
 
 
2. Bewertung der operativen Umsetzung 2008 bis 2010 
Bitte bewerten Sie die in Ihrer Fakultät zwischen 2008 und 2010 verwirklichten 
Maßnahmen zur Gleichstellung der Geschlechter in tabellarischer Form. Sollte 
eine Maßnahme nicht verwirklicht worden sein, notieren Sie bitte die Gründe. 
 
Hand-
lungs-
feld 
Ziel Maßnahme /  
konkrete Schritte 
An-
sprech-
person 
veraus-
gabte 
Mittel 
Bewer-
tung der 
Maß-
nahme 
Studium Maßnahmen zur 
Verbesserung 
der 
Studienbedingu
ngen für 
Studierende mit 
Kindern 
Die reformierten Studien- und 
Prüfungsordnungen wurden so angelegt, 
dass ein Studium mit Schwangerschaft und 
Elternschaft zu vereinbaren ist. 
Institutsle
iter/innen 
keine erfolgreich
Sensibilisierung 
im 
Lehrangebot/ge
schlechts-
spezifische und 
frauenspezifisch
e 
Fragestellungen 
im Lehrangebot 
Durch spezielle didaktische Maßnahmen soll 
der wissenschaftliche Nachwuchs explizit für 
diesen Themenkomplex sensibilisiert 
werden. Der Themenkomplex wird in den 
Studien- und Prüfungsordnungen 
entsprechend verankert. Im Rahmen ihrer 
Studienberatung und ihrer 
Einführungsveranstaltung informieren die 
Institute die Studierenden regelmäßig über 
das Lehrangebot zu feministischer 
Forschung und Geschlechterforschung. 
Verant-
wortliche 
für die 
Gestal-
tung des 
Lehran-
gebots 
keine sollte wei-
ter ausge-
baut wer-
den 
Beratungsangeb
ote Maßnahmen 
im Studium 
In dem bereits bestehenden 
Beratungsangebot wurde zusätzlich die 
Möglichkeit gegeben, auch 
Gleichstellungsaspekte und 
Karriereförderung zu thematisieren. 
Studien-
koordina-
tor 
keine erfolgreich
Wissen-
schaft 
Förderung des 
wissenschaftli-
chen Nach-
wuchses 
Es sollen spezielle Tutorien, die besonders 
für Frauen in Qualifizierungsphasen 
angeboten werden, eingerichtet werden. 
Instituts-
lei-
ter/innen 
Betrag 
Reise 
Textil 
sollte wei-
ter ausge-
baut wer-
den 
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Erhöhung des 
Anteils von 
Frauen in 
Forschung und 
Lehre 
In Ausschreibungen wird nachdrücklich um 
die Bewerbung von Frauen gebeten. Bei 
gleicher Qualifikation und Eignung werden 
Frauen in Berufungs- und 
Einstellungsverfahren bevorzugt. 
Vorsit-
zende/r 
des je-
weiligen 
Beru-
fungs-
kommis-
sion 
Aus-
schrei-
bungs-
kosten 
sollte wei-
ter ausge-
baut wer-
den 
Frauen in ihrer 
Karriereplanung 
Fortbildungen und Tagungsreisen von 
Frauen sollen gefördert werden. Frauen 
sollen in ihrer Karriereplanung stärker 
unterstützt werden. Studentinnen und 
Doktorandinnnen werden von den 
betreuenden Dozenten über die 
Möglichkeiten der Weiterqualifizierung 
informiert und auch motiviert, diese 
wahrzunehmen. Außerdem sollen Frauen 
verstärkt forschungsschwerpunktnahe 
Mitarbeiterinnen- und Hilfskraftstellen 
erhalten. 
betreu-
ende 
Dozen-
ten 
Betrag 
Reise-
kosten 
sollte wei-
ter ausge-
baut wer-
den 
Verwal-
tung und 
Technik 
Vereinbarkeit 
von Familie und 
Beruf 
Die Fakultät unterstützt alle Maßnahmen, die 
dazu beitragen, dass familiäre Aufgaben und 
Dienstaufgaben miteinander vereinbart 
werden können. Sie ermöglicht flexible 
Arbeitszeitregelungen, informiert die 
Beschäftigten über Möglichkeiten der 
Teilzeitbeschäftigung und der Freistellung 
und befürwortet entsprechende Anträge, 
sofern zwingende dienstliche Belange dem 
nicht entgegenstehen. Die Fakultät wird 
darüber hinaus die organisatorischen 
Voraussetzungen schaffen, dass 
Teilzeitarbeit auch in solchen 
Aufgabengebieten und 
Beschäftigungsebenen möglich werden, die 
bisher als schwer teilbar angesehen wurden. 
Im Falle der Erkrankung von Kindern werden 
die bestehenden Beurlaubungsregelungen 
großzügig angewendet. 
Dekan keine positiv 
übergrei-
fende 
Themen 
Sensibilisierung 
für Aufdeckung 
sexuell belästi-
gendes Verhal-
ten und andere 
Formen sexuali-
sierter Gewalt 
Alle Mitglieder und Angehörige der Fakultät, 
und insbesondere diejenigen mit Leitungs-, 
Ausbildungs- und Qualifizierungsfunktion 
sind dafür verantwortlich, dass sexuell 
belästigendes Verhalten und andere Formen 
sexualisierter Gewalt unterbleiben oder 
sofort eingestellt werden und dass die 
Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen 
werden. 
alle Mit-
glieder 
der Fa-
kultät 
keine positiv 
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Einbeziehung 
von Frauen- und 
Geschlechterfor
schung 
Im Bereich der Forschung sollen Frauen- 
und Geschlechterthemen ausdrücklich 
einbezogen werden. Der bereits anvisierte 
Schwerpunkt der Erforschung von der 
künstlerischen Umsetzung des 
Themenkomplexes „sozial und kulturell 
konstruierten Geschlechter“ soll weiter 
ausgebaut werden. Es wird eine Erhöhung 
der publizierten Veröffentlichungen in diesem 
Bereich angestrebt. 
Gleichzeitig soll überlegt werden, ob in 
Fortbildungen oder durch Teilnahme 
einzelner Mitglieder der Fakultät im 
außeruniversitären Bereich gesellschaftliche 
Prozesse in diesem Bereich nachhaltig 
beeinflusst werden können. 
Dekan  positiv 
· Amtliche Mitteilungen der Technischen Universität Dortmund 
· 15/2012          Seite 90 
·  
·  
3. Konkrete Ziele für 2011 bis 2013 
Bitte erläutern Sie die Ziele zur Gleichstellung der Geschlechter, die Ihre Fakul-
tät differenziert nach den unterschiedlichen Personengruppen für den Zeitraum 
2011 bis 2013 anstrebt. Bitte beachten Sie: Die angestrebten Quoten im Rah-
men der DFG Gleichstellungsstandards werden unter 4.1 aufgeführt. 
 
Stellenbesetzungen  
In der Zeit von 2011 – 2013 sind folgende Stellen zu besetzen:  
1 Professur C3 Sport (Arbeitsbereich II) (02/2011),  
1 Akademischer Oberrätin/-rat A14 Musik (09/2011), 
1 Oberstudienrätin/-rat A14 Musik (03/2013) 
Bei der Nachbesetzung soll auf ein ausgeglichenes Verhältnis der Geschlechter 
geachtet werden, da der Anteil der Frauen (zurzeit 47%) dem Idealwert sehr 
nahe kommt. 
 
Konkrete Ziele im Studium  
Geschlechtsspezifische und frauenspezifische Fragestellungen im Lehrangebot 
sollen weiter ausgebaut werden. Unser konkretes Ziel ist es, weitere Anreize für 
junge Männer für das Studium des Grundschullehramts zu schaffen. 
Die im Februar 2011 innerhalb der Fakultät 16 durchgeführte „Informationsver-
anstaltung Promotion“ soll zukünftig jeweils im Wintersemester wiederholt wer-
den. 
 
Konkrete Ziele für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Auch weiterhin unterstützt die Fakultät alle Maßnahmen, die dazu beitragen, 
dass familiäre Aufgaben und Dienstaufgaben miteinander vereinbart werden 
können. Sie ermöglicht flexible Arbeitszeitregelungen, informiert die Beschäftig-
ten über Möglichkeiten der Teilzeitbeschäftigung und der Freistellung und be-
fürwortet entsprechende Anträge, sofern zwingende dienstliche Belange dem 
nicht entgegenstehen. Die Fakultät wird darüber hinaus die organisatorischen 
Voraussetzungen schaffen, dass Teilzeitarbeit auch in solchen Aufgabengebie-
ten und Beschäftigungsebenen möglich werden, die bisher als schwer teilbar 
angesehen wurden. Im Falle der Erkrankung von Kindern werden die beste-
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henden Beurlaubungsregelungen großzügig angewendet.  
Die Fakultät bietet ein Informations- und Beratungsangebot für Studentinnen 
auch im Hinblick auf deren Berufsplanung und Berufseinstieg an.  
 
Konkrete Maßnahmen für Frauen in allen Lebensphasen 
Frauen sollen in ihrer Karriereplanung stärker unterstützt werden. Studentinnen 
und Doktorandinnnen werden von den betreuenden Dozenten über die Mög-
lichkeiten der Weiterqualifizierung informiert und auch motiviert, diese wahrzu-
nehmen. Außerdem sollen Frauen verstärkt forschungsschwerpunktnahe Mitar-
beiterinnen- und Hilfskraftstellen erhalten.  
Alle Mitglieder und Angehörige der Fakultät, und insbesondere diejenigen mit 
Leitungs-, Ausbildungs- und Qualifizierungsfunktion sind dafür verantwortlich, 
dass sexuell belästigendes Verhalten und andere Formen sexualisierter Gewalt 
(weiterhin) unterbleiben. 
 
Konkrete Maßnahmen im Bereich der Forschung 
Im Bereich der Forschung sollen Frauen- und Geschlechterthemen ausdrück-
lich einbezogen werden. Der bereits anvisierte Schwerpunkt der Erforschung 
von der künstlerischen Umsetzung des Themenkomplexes „sozial und kulturell 
konstruierten Geschlechter“ soll weiter ausgebaut werden. Es wird eine Erhö-
hung der publizierten Veröffentlichungen in diesem Bereich angestrebt. 
Gleichzeitig sollen Mitglieder der Fakultät weiterhin angehalten werden, im uni-
versitären aber auch im außeruniversitären Bereich gesellschaftliche Prozesse 
nachhaltig zu beeinflussen. 
 
 
4. Umsetzung der Ziele 2011 bis 2013  
4.1 Umsetzung der Ziele gemäß der forschungsorientierten Gleichstellungs-
standards der DFG  
Fügen Sie hier bitte die Angaben ein, die Sie bereits für die operative Zielerrei-
chung der forschungsorientierten Gleichstellungsstandards entwickelt haben. 
Personelle Gleichstellungsstandards / Zielvorgaben  
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Wissenschaftliche  
Karrierestufen 
Ziel 2013 Maßnahmen zur Zielerreichung und Status der Maßnahme 
a) geplant für (Zeitpunkt) 
b) beschlossen am (Zeitpunkt) 
c) implementiert seit (Zeitpunkt) m w 
Studierendenge-
winnung bis zur 
Immatrikulation -  
Lehramt 
50% 50% 
Geschlechtergerechte Ansprache zukünftiger Stu-
dierender - im Werbematerial der Institute/Seminare 
Internetseiten, Programmhefte, Werbeflyer etc. wird 
auf entsprechende Ansprache von Frauen und 
Männern geachtet. (C) In Werbeveranstaltung und 
Beratungen zu den Lehramtsstudiengängen der Fa-
kultät wird durch die Studienkoordination explizit auf 
die Unterrepräsentation und die damit verbundenen 
Einstellungschancen von jungen Männern im 
Grundschullehramt hingewiesen. (C seit 04/2008) 
Studierendenge-
winnung bis zur 
Immatrikulation -  
sonstige Studien-
gänge 
20% 80% 
Geschlechtergerechte Ansprache zukünftiger Stu-
dierender - im Werbematerial der Institute/Seminare 
Internetseiten, Programmhefte, Werbeflyer etc. wird 
auf entsprechende Ansprache geachtet. (C) Im Se-
minar für Kulturanthropologie des Textilen wurden 
männliche Schneiderpuppen angeschafft, die öffent-
lichkeitswirksam bei Ausstellungen eingesetzt wer-
den (C seit 2009) 
Studium bis zur 
Promotion  50% 50% 
Beim Master Kulturanalyse und Kulturvermittlung 
besteht auf Antrag die Möglichkeit des Teilzeitstudi-
ums. (C seit 10/2009) Spezielle Lehrangebote zum 
Themenkomplex Geschlechterforschung werden 
regelmäßig angeboten. (C seit 2008) Gezielte An-
sprache durch Professorinnen (C) Beratungsmög-
lichkeit zu Promotions-/Stipendienfragen durch Ein-
richtung einer Stelle im Graduiertenprogramm der 
Fakultäten 12-16 (www.graduiertenprogramm.12-
16.tu-dortmund.de) (C seit 2009) Infoveranstaltung 
zur Promotion weiblicher Studierender (A 01/11) 
Promotion bis zur 
Habilitation 62% 38% 
Gezielte Ansprache durch Professorinnen. (C) Info-
veranstaltung zur Habilitation weiblicher Studieren-
der (A 01/11) 
Juniorprofessuren 50% 50% In Ausschreibungen wird nachdrücklich um die Be-
werbung von Frauen gebeten. Bei gleicher Qualifi-
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kation und Eignung werden Frauen in Berufungs- 
und Einstellungsverfahren bevorzugt. 
Professuren 50% 50% 
In Ausschreibungen wird nachdrücklich um die Be-
werbung von Frauen gebeten. Bei gleicher Qualifi-
kation und Eignung werden Frauen in Berufungs- 
und Einstellungsverfahren bevorzugt. 
 
4.2 Umsetzung der Gleichstellungsziele für die studentischen und wissen-
schaftlichen Hilfskräfte sowie die wissenschaftlichen Beschäftigten und 
die Beschäftigten aus Verwaltung und Technik 
Bitte beschreiben Sie tabellarisch die Maßnahmen, die im Zeitraum von 2011 
bis 2013 umgesetzt werden sollen. 
 
Handlungs-
feld / Ziel-
gruppe 
Ziel Maßnahme /  
konkrete Schritte 
Ansprech-
person 
Geplante 
Mittelver-
wendung 
Studentische 
und wissen-
schaftliche 
Hilfskräfte 
Frauenstellena
nteil (42,8% in 
01/2010) 
stärken 
Frauen sollen verstärkt 
forschungsschwerpunktnahe 
Mitarbeiterinnen- und Hilfskraftstellen 
erhalten. Direkte Ansprache von 
Kandidatinnen
Professoren keine 
 Spezielles Angebot zum Übergang 
Studium/Beruf aufbauen  
Studienkoor
dination 
keine 
Wissen-
schaftliche 
Beschäftigte  
ausgeglichenes 
Geschlechterve
rhältnis halten 
Bei Ausschreibung soll weiterhin auf 
eine geschlechtsneutrale Ansprache 
geachtet werden und das 
unterrepräsentierte Geschlecht bei 
gleicher Qualifikation bevorzugt 
werden
Dekanat, 
Institutsleiter
 
keine 
Beschäftigte 
in Verwal-
tung und 
Technik 
Frauenanteil 
von 61,8% 
(01/2010) leicht 
senken 
Bei Ausschreibung soll weiterhin auf 
eine geschlechtsneutrale Ansprache 
geachtet werden und das 
unterrepräsentierte Geschlecht bei 
gleicher Qualifikation bevorzugt 
werden. 
Dekanat, 
Institutsleiter
 
keine 
Übergreifen-
de Themen 
Karriereplanun
g aktiv 
mitgestalten 
Vorgesetzte sollen Mitarbeiterinnen 
gezielt auf Fortbildungen und 
Weiterqualifizierungen ansprechen 
und dazu motivieren teilzunehmen. 
alle 
Weisungsbe
fugten 
 
 Spezielle Lehrangebote zum 
Themenkomplex 
Geschlechterforschung werden 
weiterhin regelmäßig angeboten 
alle 
Lehrenden 
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1. Entwicklungs- und Bestandsanalyse 2008 bis 2010 
Für die Universitätsbibliothek (UB) ist noch immer der Frauenförderplan in der 
Fassung vom 26.11.2003 gültig. Die erforderliche Aktualisierung erfolgt jetzt mit 
der Berichtserstattung für die Jahre 2008 bis 2010 und der Vorlage der Planung 
für die Jahre 2011 bis 2013. 
Mit ihrem Frauenförderplan hat die UB bisher die Chancengleichheit für Frauen 
durch die Einhaltung formaler Regelungen bei Ausschreibungen, die ge-
schlechtsneutrale Berücksichtigung von Frauen bei Personalentwicklungsmaß-
nahmen und organisatorische Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf angestrebt. Diese Ziele werden auch weiterhin von der UB verfolgt. 
Der traditionell hohe Beschäftigungsanteil von Frauen ist in der UB weiter an-
gestiegen. Lag der Anteil 2003 bei 79,1% so stieg er bis 2010 auf 81,7%. Die 
Verteilung auf die Laufbahnen weist dabei Unterschiede auf, die in den letzten 
Jahren nahezu unverändert geblieben sind. 
Der Anteil von Frauen im höheren Bibliotheksdienst liegt mit 50% immer noch 
unter dem Durchschnitt, ist seit 2003 (33,3%) aber deutlich angestiegen. Auf-
grund der geringen Zahl der Personen (N=12) sind im Bereich des höheren 
Dienstes durch einzelne Personalmaßnahmen immer wieder deutliche Schwan-
kungen möglich. Im höheren Bibliotheksdienst wurden in den Jahren 2005 bis 
2010 fünf Stellen nicht wieder besetzt.  
Auch im mittleren und gehobenen Dienst ist der Frauenanteil angestiegen, er 
liegt im mittleren Dienst zurzeit bei 91,7%, im gehobenen Dienst bei 92,7%.  
Im Zeitraum von 2008 bis 2010 sind acht weibliche Beschäftigte und Beamtin-
nen aus der Beurlaubung aufgrund einer Elternzeit zurückgekehrt. Zurzeit sind 
40 Frauen teilzeitbeschäftigt. 
 
Bei der Gestaltung der Arbeitszeitmodelle konnten bisher immer einvernehmli-
che Regelungen gefunden werden, um die Vereinbarung von Familie und Beruf 
gewährleisten zu können. In der Bibliothek wurden Beurlaubungen im Rahmen 
der Elternzeit bisher vornehmlich von weiblichen Beschäftigten wahrgenommen 
(in zwei Fällen wurde Elternzeit von Männern wahrgenommen). 
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2. Bewertung der operativen Umsetzung 2008 bis 2010 
 
Hand-
lungs-
feld 
Ziel Maßnahme /  
konkrete Schritte 
An-
sprech-
person 
veraus-
gabte 
Mittel 
Bewertung der Maß-
nahme 
Studium      
     
     
     
Wissen-
schaft 
     
     
     
     
Verwal-
tung und 
Technik 
Erhö-
hung 
Anteil 
Frau im 
höheren 
Dienst 
Berücksichtigung von 
Frauen in Einstellungsver-
fahren 
Direktion 0 Erhöhung, durch die geringe 
Zahl der Ausschreibungen 
war die Wirkung begrenzt 
Verein-
barung 
vom 
Familie 
und Be-
ruf 
Berücksichtigung der Ver-
einbarkeit von Familie und 
Beruf bei der organisatori-
schen Umsetzung der 
Arbeitszeitmodelle 
Direktion 0 Bisher konnte in allen Fällen 
Einvernehmen hergestellt 
werden 
     
     
übergrei-
fende 
Themen 
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3. Konkrete Ziele für 2011 bis 2013 
Bis auf wenige Ausnahmen wird die Bibliothek in den nächsten Jahren auf 
Neueinstellungen vollständig verzichten müssen und den Personalabbau durch 
Umstrukturierungen auffangen müssen. Eine weitere Erhöhung des Frauenan-
teils ist durch eine aktive Steuerung kaum zu erreichen, aus Sicht der Bibliothek 
auch kein explizites Ziel. 
Der fortgesetzte technische Wandel und der Wandel des Dienstleistungsange-
bots der Bibliothek, für die in den nächsten Jahren kein neues Personal einge-
stellt werden kann, muss durch die gezielte Qualifikation und Entwicklung des 
vorhandenen Personals bewältigt  werden. Hierzu sind zwei Maßnahmen wich-
tig, die auch den Interessen der Gleichstellung dienen: 
- In den nächsten Jahren werden weiterhin Bibliothekarinnen aus mehrjährigen 
Beurlaubungsphasen in den aktiven Dienst zurückkehren. Deren gezielte 
Qualifikation und Integration ist ein wichtiges Ziel zur Zukunftssicherung für 
die Bibliothek. Die Abteilung Fortbildung in der Bibliothek verfolgt dieses Ziel 
schon jetzt mit großen Erfolg und hohem Engagement. 
- Den Teilzeitbeschäftigten sollen gezielt Entwicklungsmöglichkeiten für die an-
stehenden Arbeitszeitaufstockungen geboten werden.   
 
4. Umsetzung der Ziele 2011 bis 2013  
Bitte beschreiben Sie tabellarisch die Maßnahmen, die im Zeitraum von 2011 
bis 2013 für die Gleichstellung der Geschlechter in Ihrer Einrichtung umgesetzt 
werden sollen.  
 
Handlungs-
feld 
Ziel Maßnahme /  
konkrete Schritte 
Ansprech-
person 
Geplante 
Mittelver-
wendung 
Studentische 
Hilfskräfte 
und wissen-
schaftliche 
Hilfskräfte 
    
    
    
    
Wissen-
schaftliche 
Beschäftigte 
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Beschäftigte 
in Verwal-
tung und 
Technik 
Stabilisierung 
oder Erhöhung 
des Frauenan-
teils im höheren 
Dienst 
Berücksichtigung von Frauen in 
Einstellungsverfahren Direktion 0 
Vereinbarung 
vom Familie 
und Beruf 
Soweit dienstlich machbar werden 
individuelle Erfordernisse bei der 
organisatorischen Umsetzung der 
Arbeitszeitmodelle berücksichtigt 
Direktion 0 
    
    
Übergreifen-
de Themen 
    
    
    
    
 
 
Stand: 31.3.2011 
 
Dr. Joachim Kreische 
Leitung Universitätsbibliothek Dortmund 
 
